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III. Das Grundgesetz - Angebot und Annahme 
Die politische Freiheit in der Demokratie 
Peter Badura 
I. Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit 
Demokratie ist die Staatsform, in der die politische Freiheit des einzelnen durch 
die Verfassung als Recht anerkannt ist und durch Teilnahme am politischen 
Handeln wirksam wird. Politisches Handeln orientiert sich an Macht und staat-
licher Zwangsgewalt, deren Gewinn, Erhaltung, Verlust und Kontrolle über Er-
folg und Mißerfolg entscheidet, und richtet sich darauf, die sachlichen Ziele des 
im Staat organisierten Gemeinwesens zu bestimmen oder zu beeinflussen. 
Die so verstandene Gründung der Demokratie auf die politische Freiheit beruht 
in der Theorie und Programmatik wie in der geschichtlichen und gesellschaftli-
chen Praxis auf drei Prämissen, durch die das Staatsbild der Demokratie erst 
vollständig wird: Kernstück der Demokratie sind verfassungsrechtlich geordne-
te Institutionen, durch deren Vermittlung die freie Meinungs- und Willensäuße-
rung des einzelnen zu politischem Handeln geformt werden kann, das rechtlich 
erheblich ist und über Legitimität verfügt. In der Staatsform der Demokratie 
sind - dem Legitimationsprinzip der Volkssouveränität folgend - die Institutio-
nen und Verfahrensweisen des politischen Handelns staatsrechtlich so ausge-
staltet, daß durch sie »alle Staatsgewalt vom Volke ausgeht«. Die politische 
Freiheit in der Demokratie kann - zweitens - nur als Freiheit von jedermann be-
stehen, der die in der Aktivkörperschaft greifbare politische Organisation der 
Gesellschaft konstituiert. Politische Freiheit postuliert politische Gleichheit. 
Schließlich - und drittens - ist Politik auf Macht und hoheitliche Zwangsge-
walt, aber auch, und vom Standpunkt des einzelnen aus oft zuerst, auf bestimm-
te sachliche Ziele bezogen, deren Verfolgung von den politischen Institutionen 
erwartet wird. Das utilitaristische Staatsideal der allgemeinen Wohlfahrt und 
der sozialen Gerechtigkeit ist notwendig mit dem genossenschaftlich vorgestell-
ten politischen Körper verbunden, der die Substanz der demokratischen Staats-
form ausmacht. Die große Parole »Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit«, die 
erstmals im äußeren Zusammenhang mit der Verabschiedung der Jakobiner-
Verfassung vom 24. Juli 1793 auftritt,1 zeigt, daß die bürgerliche Revolution die 
konkrete Gestalt der politischen Freiheit klar erfaßt hatte. 
Die Freiheit, welche die Verfassungsbewegung der bürgerlichen Revolution ein-
forderte, erschöpfte sich nicht in der negatorischen Grenzziehung und Befesti-
gung eines »staatsfreien« Raumes von Freiheit und Eigentum. Dem liberalen 
1 E. Bloch, Naturrecht und menschliche Würde, 1961, S. 79. 
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Konstitutionalismus wird ein derart beschränktes Programm zu Unrecht zuge-
schrieben,2 ebenso wie ihm zu Unrecht die Auffassung nachgesagt wird, die Ver-
fassung sei als Begrenzung der Staatsgewalt und nicht auch als dauernde Grund-
ordnung des Staates vorgestellt worden.3 Das auf Aufklärung und Emanzipa-
tion gerichtete Element der politischen Freiheit gehört nicht weniger zu den ge-
nuinen Zielen der bürgerlichen Verfassungsbewegung wie das aktive und parti-
zipatorische Element.4 Es sind gerade diese Elemente der politischen Freiheit, 
deren folgerichtige Anwendung und Durchsetzung die zunächst auf Bildung und 
Besitz gestützten Schranken der politischen Rechte sprengten und die egalitä-
ren, genossenschaftlichen und wohlfahrtsstaatlichen Züge der Demokratie in 
vollem Maße ausbildeten. Erst und nur in Bezug auf einzelne Etappen dieses 
epochalen Prozesses der sich voll verwirklichenden politischen Freiheit konnte 
die Pointe formuliert werden: »Die Freiheit konstituiert nichts« (Carl Schmitt). 
Und auch nur bei einer derartigen Blickverengung konnte gesagt werden, die 
Grundrechte seien nach dem von Smend begründeten sozialstaatlichen Ver-
ständnis der Grundrechte, wie Art . 20 Abs. 1 G G es jetzt erfordere, nicht mehr 
nur Berechtigungen, sondern Legitimitätsgrundlage und Ordnung des Staates 
selber.5 Die Grundrechte waren Programm und Ordnungsentwurf des Verfas-
sungsstaates, bevor sie subjektive Rechte wurden und - soweit und solange sie 
nur als Ausprägungen des rechtsstaatlichen Legalitätsprinzips galten - nur als 
subjektive Rechte verstanden werden konnten. M i t der Gründung der Weimarer 
Republik trat, allmählich sich durchsetzend und in der Tat erst mit dem Grund-
gesetz eindeutig anerkannt (Art. I Abs. 3 GG) , die Lage ein, die Adolf Arndt 
wie folgt kennzeichnete: »Alle Grundrechte . . ., haben somit staatskonstituti-
ven und gemeinschaftsbildenden Charakter, weil erst und nur die Unabstimm-
barkeit dieser staatsschöpferischen Freiheiten das demokratische Prinzip der 
Mehrheitsentscheidung durch Abstimmen ermöglicht.« 6 
Die politische Freiheit als verfassungsmäßiges Recht der Teilnahme am politi-
schen Prozeß, als Werkzeug der Legitimation, Kontrolle und Kritik politischer 
Herrschaft,7 läßt sich demnach nicht schlechthin als Verwirklichung von Grund-
rechten oder, anders gesagt, als Mitbestimmung an der Erfüllung der Staats-
aufgaben, verstehen. Die elementaren Grundlagen der guten und gerechten 
Ordnung des Gemeinwesens sind dem demokratischen Prozeß entzogen, wenn-
2 Z. B. von F. Neumann, The Concept of Political Freedom (1953), in: ders., The Democratic and 
the Authoritarian State, 1957, S. 160/162 (»juridical liberty«). 
3 Z. B. von R. Bäumlin, Verfassung und Verwaltung in der Schweiz, in: Festschrift für Hans Hu-
ber, 1961, S. 69/91. 
4 »Cognitive dement« und » volitional dement« in der Begriffsbildung F. Neumanns, (Fn. 2), 
S. 179 ff. und 184 ff. 
5 A. Arndt, Das Grundrecht der Kriegsdienstverweigerung, NJW 1957, S. 361. 
6 A. Arndt, (Fn. 5). 
7 Vgl. G. F. Schuppen, Grundrechte und Demokratie, EuGRZ 1985, S. 525/527 und 531. 
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gleich bei der Abmessung dieser Grundlagen zu beachten bleibt, daß »die nor-
mierende Kraft der Verfassung« nicht aufs Spiel gesetzt werden darf.8 Die demo-
kratische Mehrheitsentscheidung und die darauf aufbauende politische Gestal-
tungsfreiheit des Gesetzgebers kann Anerkennung beanspruchen, weil sie den 
institutionellen und sachlichen Anforderungen der Verfassung genügt und damit 
kraft dieser Legalität (Verfassungsmäßigkeit) über eine Legitimation durch 
Kompetenz und Verfahren, wie auch - auf der Basis personaler Selbstbestim-
mung - durch sachliche Zustimmung (»Konsens«) verfügt. 9 
Die Voraussetzungen und die Grenzen der politischen Freiheit und des demo-
kratischen Prozesses könnten aus dem Blickfeld geraten, wenn lediglich auf die 
»Relativität« der Demokratie und die »Offenheit« der demokratischen Verfas-
sungsordnung gesehen wird. Wenn es richtig ist, daß die Herrschaft der Mehr-
heit nur erträglich ist, wenn die Minderheit rechtlich geschützt wird, 1 0 kann es 
nicht genügen, den Sinn der konstitutionellen Demokratie damit zu kennzeich-
nen, sie mache ein »disagreement on fundamentals« möglich und lasse verschie-
dene Auffassungen nebeneinander bestehen.11 Die Betonung des freien politi-
schen Prozesses der Meinungs- und Willensbildung als des Angelpunktes der 
Demokratie hebt zu Recht hervor, daß Bewegung und Veränderung zur raison 
d'être der Demokratie als Herrschafts- und Lebensform gehören und daß die 
zeitbestimmte Entscheidung über das Gemeinwohl nicht substanzhaft vorge-
zeichnet ist. Auch der »Volkswille« als Subjekt des Gemeinwohls selbst existiert 
nicht als auffindbares und ablesbares Datum, sondern nur in den durch Organi-
sation und Verfahren vermittelten Entscheidungen der Wähler und jener »be-
sonderen Organe«, durch welche das Volk die Staatsgewalt ausübt (Art. 20 
Abs. 2 G G ) . 1 2 »Der Volkswille existiert nicht als schon in sich Fertiges, das nur 
des Abrufs bedarf, er wird vielmehr erst auf Frage und Erfragung hin, die eine 
Vor-Formung enthält, in seiner konkreten Bestimmtheit hervorgerufen und ak-
tualisiert«. 1 3 Damit zeigt sich, daß die politische Freiheit in der Demokratie auf 
die verfassungsrechtlich begründete und begrenzte staatliche Ordnung bezogen 
ist und daß die institutionelle Staatlichkeit für die prozedurale Deutung der De-
mokratie ein besonderes Gewicht besitzen muß. »Nach einer häufig anzutref-
fenden Auffassung stellt die Demokratie den Inbegriff der guten Staatsordnung 
dar.. . . Ein engerer Demokratiebegriff nimmt diejenigen Grundregeln von Ver-
8 BVerfGE 50, 290 (338). 
9 R. Zippelius, Legitimation im demokratischen Verfassungsstaat, in: TV. Achterberg/W. Kra-
wietz (Hrsg.), Legitimation des modernen Staates, 1981, S. 84. 
10 C. J. Friedrich, Demokratie als Herrschafts- und Lebensform, 2. Aufl., 1966, S. 59. 
11 C. J. Friedrich, (Fn. 10), S. 70. 
12 J. A. Schumpeter, Kapitalismus, Sozialismus und Demokratie, 2. Aufl., 1950, S. 397 ff.; R. A. 
Rhinow, Grundprobleme der schweizerischen Demokratie, Referate und Mitteilungen des 
Schweizer. Juristenvereins, Heft 2, 1984, S. 111/172 ff. 
13 E.-W. Böckenförde, Mittelbare/repräsentative Demokratie als eigentliche Form der Demokra-
tie, in: Festschrift für Kurt Eichenberger, 1982, S. 301/307. 
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fassungsrecht und Verfassungswirklichkeit ins Visier, die sich in Anlehnung an 
klassische Bedeutungsgehalte auf die Legitimation und Organisation der Herr-
schaftsausübung, auf das Regierungssystem beziehen«. 1 4 Dem ist hinzuzufügen, 
daß das staatliche Prinzip - das auf das gemeinsame Interesse und Wohl aller 
bezogen ist - unter den Bedingungen der Volkssouveränität allerdings einer 
eigenen institutionellen Verfestigung mit entsprechender Wirkungsbasis be-
darf.1 5 
Die Verfassung proklamiert und ordnet die Demokratie als Staatsform, als Or-
ganisation politischer Herrschaft. Für das Verfassungsrecht ist die Staatsform 
nicht gleichzusetzen mit einem weitläufigen oder aggressiven »Demokratieprin-
zip«, mit dem Handlungen oder Zustände als gut oder schlecht bewertet werden 
können oder das als durchgehendes Leitbild des gesellschaftlichen Zusammen-
lebens die Entelechie der politischen Organisation der Gesellschaft sein könnte. 
Forderungen nach einer »Demokratisierung« bestimmter Einrichtungen oder 
Sachbereiche zielen auf Mitbestimmung, Selbstverwaltung, Politisierung, Ab-
schaffung von Hindernissen und anderes. Sie sind politische Programme, nicht 
aus der Verfassung und der demokratischen Staatsform ableitbare Gebote. Sie 
bezeugen das egalitäre und genossenschaftliche Prinzip der Demokratie als 
Weltbild und Lebensform, ein Prinzip, das sich im Verfassungsbau der Demo-
kratie und in den staatsrechtlichen Wirkungsnormen nicht erschöpft, diese viel-
mehr transzendiert und sich unter Umständen sogar gegen sie kehrt. 
Der demokratische Verfassungsstaat ist die notwendige und entscheidende Ver-
körperung der politischen Freiheit, nicht eine Erscheinungsform des demokrati-
schen politischen Prozesses neben anderen oder - anders gesagt - nur ein Subsy-
stem der Gesellschaft als des umgreifenden »sozialen Systems«. Die »Gesell-
schaft« ist eine nur abstrakte Zusammenschau sozialer Gegebenheiten, ein ge-
dachtes und in vielen Fällen ideologisch stilisiertes Gegen- oder Komplementär-
bild des geschichtlich konkreten Staates. Die Verfassungseinrichtungen des Par-
lamentarismus, der Wahlen, des rechtsstaatlichen Gesetzesbegriffs und der Ge-
setzmäßigkeit der Verwaltung sichern die Gewährleistung von Recht und Ge-
rechtigkeit durch den Staat und die demokratische Legitimation der öffentli-
chen Gewalt. Diese dem Verfassungsstaat eigentümliche Sicherung des Rechts 
und der individuellen Freiheit ist durch eine Verlagerung des politischen Sy-
stems in die Gesellschaft nicht aufrechtzuerhalten.16 
Die Wahl der Abgeordneten der Volksvertretung ist der »Grundakt demokrati-
scher Legitimation«. Die nach demokratischen Grundsätzen (Art. 38 Abs. 1 
GG) und aufgrund eines »freien und offenen Prozesses der Meinungs- und Wi l -
14 R. A. Rhinow, (Fn. 12), S. 143. 
15 E.-W. Böckenförde, (Fn. 13), S. 302. 
16 U. Scheuner, Die Legitimationsgrundlage des modernen Staates, in: N. Achterberg/W. Kra-
metz (Hrsg.), (Fn. 9), S. 1/6 f. 
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lensbildung des Volkes« stattfindenden Wahlen bieten Gewähr dafür, daß das 
Verhalten der personellen Träger der obersten politischen Staatsorgane »dem 
Volke verantwortlich« bleibt.1 7 Das durch die Wahlen ins Werk gesetzte und für 
die demokratische Legitimität damit ausschlaggebende Mehrheitsprinzip be-
trifft die befristete und verantwortliche Ausübung von Herrschaft, d. h. die Aus-
wahl von Personen, denen öffentliche Aufgaben und hoheitliche Zwangsgewalt 
anvertraut sind. Es betrifft nicht die Entscheidung über Sachfragen, wie bei Ab-
stimmungen. Wenn politische Gruppen einen außerparlamentarischen »Kampf 
ums Recht« ausrufen oder sich insgesamt als außerparlamentarische Opposi-
tion verstehen, wird die in der parlamentarischen Volksvertretung wirksame 
und in Wahlen nach dem Mehrheitsprinzip bezeugte Legitimität, wie sie in der 
Demokratie als Staatsform allein bestehen kann, bestritten. Ein Programm die-
ser Ar t ist grundsätzlich verschieden von Kritik und Auseinandersetzung in Be-
zug auf Wahlen oder parlamentarische Initiativen und Entscheidungen oder all-
gemein in dem Gegeneinander der Parteien oder sonstiger Gruppen. Mit einem 
derartigen Programm wird die grundrechtlich gewährleistete politische Freiheit 
zur Modifikation der demokratischen Institutionen eingesetzt, sei es in takti-
scher Absicht, sei es im Sinne eines »demokratischen Humanismus«, 1 8 einer 
»Demokratie der Partizipation« 1 9 oder anderer Formen fundamentaldemokra-
tischer Verfassungspolitik. 
Die verfassungsrechtliche Beurteilung der außerinstitutionellen politischen Frei-
heit, die sich der Grundrechte der Meinungsfreiheit, der Versammlungsfreiheit 
und der Vereinigungsfreiheit bedient, ist eine Lebensfrage der Demokratie. Die 
verschiedenartigen Bestrebungen, mit Hilfe eines Programms der »Partizipa-
tion« die Institutionen der parlamentarischen Repräsentation zu ergänzen, las-
sen mehr oder weniger deutlich eine Distanz zur Staatlichkeit der Demokratie 
erkennen.20 Eine nachdenkliche, aber auch engagierte Analyse gibt Helmut Si-
mon, ausgehend von dieser Bestimmung der Demokratie: »Der Staat ist die Ge-
samtheit aller gleichberechtigten Staatsbürger, die als Teilhaber der öffentli-
chen Gewalt durch Wahlen Herrschaft auf Zeit verleihen«. 2 1 Einer Überfrach-
tung des - als ein einzelner Bestandteil der Demokratie eingeschätzten - Reprä-
sentationsprinzips widersprechend und vor einem »repräsentativen Absolutis-
mus« warnend, werden Repräsentativ- und Mehrheitsprinzip als »unverzichtba-
re Notbehelfe« bezeichnet, »um die Massendemokratie funktions- und regie-
rungsfähig zu machen«. Das Augenmerk gilt dann weniger der Demokratie als 
17 BVerfGE 44, 125 (138 ff.). 
18 H. Ridder, Herrschaft in der Demokratie, in: Hindernisse der Demokratie (14. Evangelischer 
Kirchentag), 1969, S. 31. 
19 P. Saladin, Verantwortung als Staatsprinzip, 1984, S. 59 ff., 180 ff. 
20 P. Badura, Staatsrecht, 1986, D 14. 
21 H.Simon, Demokratie und Grundgesetz, in: E. Jüngel/R. Herzog/H. Simon, Evangelische 
Christen in unserer Demokratie, 1986, S. 55/61 f. 
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Herrschaftseinrichtung und deren unverzichtbaren Institutionen als der Siche-
rung der Unmittelbarkeit der politischen Teilhabe des einzelnen und der nicht-
mediatisierenden Gruppen: »Aber diese Notbehelfe dürfen nicht zum maßgebli-
chen Kennzeichen des demokratischen Gedankens werden und dessen eigentli-
chen Lebenswert verdrängen: Dieser zielt auf partizipatorische Mitwirkung al-
ler Staatsbürger bei der Bildung des Staatswillens, auf das Recht zur Bildung 
und Ausübung von Opposition, auf andauernde öffentliche Kontrolle der Regie-
renden und deren Rechenschaftspflicht gegenüber den Regierten sowie auf eine 
möglichst weitgehende Selbstbestimmung des einzelnen.« 
IL Volksfreiheit und Parlamentarismus 
Das demokratische Verfassungsprogramm der Freiheit, Gleichheit und Brüder-
lichkeit gewinnt positive Geltung in den politischen Institutionen des gewalten-
teilenden Verfassungsstaates und in den Grundrechten. Der Parlamentarismus, 
im Fortgang der bürgerlichen Verfassungsbewegung weitergebildet zur parla-
mentarischen Demokratie, ist der Schauplatz und das Entscheidungsfeld der 
Politik in Staatsleitung und Gesetzgebung.22 Die Demokratie ist die Herrschaft 
des Politikers, dies gelegentlich in so beherrschender Weise, daß Gesetzgebung 
und Verwaltung bloße Nebenprodukte des Kampfes um die politischen Ämter 
zu sein scheinen.23 Daraus läßt sich allerdings nicht der Schluß ziehen, der Par-
lamentarismus müsse durch andere Verfahren ersetzt oder ergänzt werden, um 
als Institution der Volksfreiheit zu genügen. 
Die staatsrechtliche Stellung der gewählten Volksvertretung in der parlamenta-
rischen Demokratie beruht auf dem Mehrheitsprinzip und dem Prinzip der Re-
präsentation. 2 4 Das Mehrheitsprinzip 2 5 ist die unmittelbarste Konsequenz aus 
der Gleichheit, die in der Demokratie jedem den gleich bemessenen Anteil an 
dem Prozeß der politischen Willensbildung gibt. Es ist zugleich die Gewähr da-
für, daß die Staatsgewalt vom gesamten Volk ausgeht und daß »alle« Staatsge-
walt vom Volk ausgeht, d. h. als einheitlich konstituiert werden kann. 2 6 Das 
Mehrheitsprinzip setzt - als Element der ihm abverlangten legitimitätschaffen-
den Wirkung - voraus, daß die an der Wahl aktiv und passiv Beteiligten in den 
politischen und kulturellen Wertvorstellungen im wesentlichen übereinstimmen, 
daß sie bei ihrer Urteilsbildung aus einem freien und offenen Prozeß der Mei-
nungen schöpfen können und daß diejenigen, die in der Minderheit bleiben, mit 
22 H. Kelsen, Vom Wesen und Wert der Demokratie, 2. Aufl., 1929, S. 26 ff., 70 ff. 
23 J.A. Schumpeter, (Fn. 12), S. 427 ff. 
24 P. Badura, Staatsrecht, (Fn. 20), D 8 und 10, E 11. 
25 U. Scheuner, Das Mehrheitsprinzip in der Demokratie, 1973; R. Herzog, in: Maunz/Dürig, 
Grundgesetz, Art. 20, Rdn. 14 ff.; R. A. Rhinow, (Fn. 12), S. 248 ff. 
26 H. von Mangoldt, Das Bonner Grundgesetz, 1953, Art. 20, Anm. 2 a und 3. 
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der Chance einer Änderung der Mehrheitsverhältnisse rechnen können. 2 7 Das 
Mehrheitsprinzip als Rechtseinrichtung, d. h. als Verfahren der verfassungs-
rechtlich zur Wirkung gebrachten politischen Freiheit und nicht als Instrument 
bloßer Macht oder als Deckmantel der Diktatur, ist von dem Prinzip der Re-
präsentation nicht trennbar. Das Prinzip der parlamentarischen Repräsentation 
definiert die Mehrheitsentscheidung als Ausdruck treuhänderischer Wahrneh-
mung eines verfassungsrechtlich geordneten Amtes. 2 8 Verantwortliche und kon-
trollierbare Entscheidungen bei der Ausübung politischer Herrschaft sind nur in 
einem Repräsentativsystem möglich. 2 9 Das Mehrheitsprinzip ist demokratisch, 
»weil durch dieses erst die größtmögliche Anzahl der Aktivbürger das Gefühl 
erhält, nur dem eigenen Willen unterworfen zu sein«. 3 0 
Durch das parlamentarische Regierungssystem und durch die der parlamentari-
schen Gesetzgebung vorbehaltene Entscheidung über die Änderung der Rechts-
ordnung, über die Rechte und Pflichten der einzelnen, über Eingriffe der Exeku-
tive in Freiheit und Eigentum und über die Haushaltswirtschaft der öffentlichen 
Hand sichert das Grundgesetz den Vorrang des Bundestages als der parlamen-
tarischen Volksvertretung. Abstimmungen über Sachfragen, plebiszitäre Ver-
fahren also, durch welche die parlamentarischen Entscheidungsbefugnisse be-
schränkt, ergänzt oder ersetzt werden, sind nach dem Grundgesetz - abgesehen 
von dem besonderen Fall des Art . 29 G G - weder vorgesehen noch zugelassen. 
Die in einem plebiszitären Verfahren der »Volksgesetzgebung« liegende wesent-
liche Abwandlung der parlamentarischen Demokratie und Beschneidung des 
Gesetzgebungsrechts von Bundestag und Bundesrat schließen es aus, diese Ein-
richtung im Wege der Gesetzgebung für bestimmte Sachgebiete oder im Einzel-
fall einzuführen. Die Verweisung auf Abstimmungen in Art . 20 Abs. 2 Satz 2 
G G kann nicht als eine Ermächtigung für den Gesetzgeber interpretiert werden, 
unter Durchbrechung der berührten Verfassungsvorschriften realplebiszitäre 
Abstimmungen zuzulassen oder vorzuschreiben.31 Diese Rechtslage so zu kenn-
zeichnen, daß das institutionelle System des Grundgesetzes durch realplebiszitä-
re Verfahren verbessert werden könnte oder müßte, um das »plebiszitäre Defi-
zit« des Grundgesetzes auszugleichen32 oder um die »starre Reduktion der Ge-
27 K. Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 15. Aufl., 1985, 
S. 55 f. 
28 E.-W. Böckenförde, (Fn. 13), S. 320 ff.; R. Herzog, (Fn. 25), Rdn. 17 ff. 
29 U. Scheuner, Verantwortung und Kontrolle in der demokratischen Verfassungsordnung, in: 
Festschrift für Gebhard Müller, 1970, S. 379; R. A. Rhinow, (Fn. 12), S. 197 ff.; R. Zippelius, 
Allgemeine Staatslehre, 9. Aufl., 1985, § 23. 
30 G. Leibholz, Diskussionsbeitrag, VVDStRL 29, 1971, S. 103/104. 
31 A. A. H. Meyer, Das parlamentarische Regierungssystem des Grundgesetzes, VVDStRL 33, 
1975, S. 69/115. 
32 IV. Maihofer, HbVerfR, 1983, S. 1409; zust. A. Roßnagel, KritV 1986, S. 343/344 f., der für 
eine »demokratische Kontrolle« der Genehmigung großtechnischer Anlagen durch ein »Verwal-
tungsreferendum« eintritt. 
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staltungsmöglichkeiten des Volkes« zu kompensieren,33 schließt eine petitio 
principii ein. Denn die entscheidende Frage, ob politische Freiheit und Demo-
kratie ein identitäres Mitbestimmungsrecht im Sinne des Realplebiszits fordern 
oder gar eigentlich in einem solchen Mitbestimmungsrecht bestehen, das nur 
aus technischen Gründen repräsentativ eingeschränkt ist, wird damit still-
schweigend bejaht. Dieser Vorwegnahme kommt es entgegen, daß unter Hin-
weis auf einzelne Äußerungen im Parlamentarischen Rat als maßgeblicher Be-
weggrund für die Stärkung des Parlamentarismus im Grundgesetz die Erfah-
rungen mit den - sieben eingeleiteten und drei durchgeführten - Volksbegehren 
und den - zwei (»Fürstenenteignung«, Young-Plan) - Volksentscheiden genannt 
wird. Materie dieser unzweifelhaft und mit gutem Grund herangezogenen Er-
fahrungen sind weniger die äußeren Umstände der damaligen Vorgänge als die 
Einsicht, daß die realplebiszitären Verfahren nicht eine unmittelbare Äuße-
rungsform des eigentlichen Volkswillens darstellen, sondern eine Waffe der Op-
position, insbes. der radikalen Flügelparteien, gegen die parlamentarische Ent-
scheidung und damit gegen die in den Wahlen mit größerem Horizont und in 
Richtung auf verantwortliche politische Herrschaft herbeigeführte Entschei-
dung des Volkes über die politische Kräfteverteilung in der Volksvertretung. 
Die politische Freiheit des einzelnen und sein Recht auf demokratische Teilnah-
me am politischen Prozeß wird im Wahlakt nachhaltiger wirksam als in der -
den Abstimmenden bevormundenden - Beteiligung an Abstimmungen. Das 
realplebiszitäre Verfahren vermag die Mediatisierung des Aktivbürgers nicht auf-
zuheben und öffnet ein Feld für politische Macht- und Einflußchancen aktiver 
Minderheiten. »Der direkt-demokratische Mantel verhüllt die versteckte Re-
präsentationsstruktur, die sich dabei entfaltet«. 3 4 
Das überkommene, heute deutlich verblaßte Muster für eine das Identitätsprin-
zip propagandistisch verwendende Demokratie ist das Rätesystem. In seiner rei-
nen Form will es in Uberwindung des Parlamentarismus und des bürgerlichen 
Verfassungsstaates die gesellschaftliche Selbstverwaltung auf egalitärer Grund-
lage. Das historische Vorbild ist die Pariser Commune im Frühjahr 1871 in der 
programmatischen Überhöhung durch Karl Marx.35 Die Wirklichkeit dieser 
parlamentslosen Utopie der Volksfreiheit ist eine scharfe Diktatur. »Nur wo die 
Definition des Gemeinwohls monopolisiert ist und eine Minderheit mit ihrem 
vermeintlichen Einblick in den Fortgang der Geschichte das politische Ziel aus 
einem schlüssigen System von Sätzen deduzieren kann, ist das parlamentarische 
System überflüssig«. 3 6 In einer abgeschwächten Form soll das Rätesystem die 
33 H. Meyer, (Fn. 31), S. 115. 
34 E.-W. Böckenförde, (Fn. 13), S. 309. 
35 Adresse des Generalrates an die Mitglieder der Internationalen Arbeiterassoziation vom 
30. Mai 1871 über den »Bürgerkrieg in Frankreich«. 
36 K. von Beyme, Parlamentarismus und Rätesystem - Eine Scheinalternative, ZfP 17, 1970, 
S. 27/33. 
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parlamentarischen Institutionen ergänzen und dadurch die »politische Demo-
kratie« vervollständigen. Der für diesen Standpunkt rechtlich zu realisierende 
organisatorische Grundgedanke der Rätebewegung »besteht darin, daß die ge-
sellschaftlichen Kräfte selbst unmittelbar zur Geltung kommen sollen, nicht nur 
durch die Staatsgesetze und Staatsverwaltung hindurch. Es ist, kurz gesagt, der 
Gedanke der sozialen Selbstbestimmung. Neben der Staatsverfassung soll eine 
eigene Gesellschaftsverfassung entstehen, in der die gesellschaftlichen Kräfte 
selbst unmittelbar wirken«. 3 7 
Die heute wirksamen Vorstellungen und Bestrebungen auf der ideellen Basis der 
identitären Demokratie verstehen Volkssouveränität als »Partizipation« oder 
Mitbestimmung der Aktivbürger an der Entscheidung über wesentliche Sach-
fragen. »Wir nennen eine solche auf ein größtmögliches Ausmaß an plebiszitä-
rer Partizipation des Souveräns: des >ganzen Volkes<, mit begründete und aus 
ihr gerechtfertigte repräsentative Demokratie auch eine partizipatorische De-
mokratie«,38 Hinter dem schillernden Wort »Partizipation« 3 9 und der eigentüm-
lich appellierenden Verwendung des Wortes »Souverän« für das Volk der 
Stimmbürger verbergen sich nicht nur komplexe Sachzusammenhänge, sondern 
auch verschiedene und vielfach widersprüchliche Intentionen und Konstruktio-
nen. Der Kernpunkt der Gemeinsamkeit findet sich in der kritischen Zielset-
zung, eine Kompensation und Ergänzung für die parlamentarisch-parteienstaat-
lichen Institutionen zu finden, also ein Verfahren politischer Machtausübung 
neben dem Parlament und jenseits der Parteien 4 0 einzurichten. Wenn man un-
terstellt - dabei bereits die prognostizierbaren Wirkungen vernachlässigend - , 
daß Verfahren politischer Entscheidung in wesentlichen Fragen von dem Ein-
fluß der Parteien abgeschottet werden können, bleibt die Frage, für welche 
Gruppen diese Verfahren ein das Mehrheitsprinzip umgehendes Einflußgebiet 
eröffnen würden. 
Einen im Grundgedanken anderen Weg als den des Rätesystems und den der 
fundamentaldemokratischen Programme der Partizipation - wenngleich zum 
Teil mit gemeinsamen oder parallelen Wegstrecken - schlagen diejenigen Uber-
legungen ein, die als Gegengewicht gegen eine angenommene »Parteien- und 
Staatsverdrossenheit« 4 1 oder als bekräftigende Fortbildung der parlamentari-
schen Repräsentation der politischen Freiheit neue Äußerungsformen öffnen 
und damit eine Vitalisierung der demokratischen Legitimität erreichen wollen. 4 2 
37 Bericht von H. Sinzheimer zu Art. 57 des Verfassungsentwurfs (= Art. 165 WRV), Verfassung-
gebende deutsche Nationalversammlung, Bericht und Protokolle des Achten Ausschusses, 1920, 
35. Sitzung, 2. Juni 1919, S. 393 ff. 
38 W. Maihofer, (Fn. 32), S. 1411. 
39 Damit ist gerade nicht (nur) die »Betroffenendemokratie« (R. A. Rhinow, (Fn. 12), S. 175 ff.) 
gemeint. 
40 Siehe A. Roßnagel, (Fn. 32), S. 351 f. 
41 H. H. von Arnim, Staatslehre der Bundesrepublik Deutschland, 1984, S. 515 ff. 
42 P. Saladin, (Fn. 19), S. 182; H. Simon, (Fn. 21), S. 67, 68 ff. 
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Die Gefahr einer Entartung der parlamentarischen Demokratie zu einer autori-
tären Technokratie wird dafür angeführt, auch die Annahme zunehmender 
Ohnmachtsgefühle der Bürger und ihrer Erfahrung, gegenüber mächtigen öko-
nomischen Interessen nichts ausrichten zu können, sowie die Feststellung, daß 
für bestimmte »folgenschwere Entscheidungen« 4 3 keine befriedigenden Verfah-
ren vorhanden sind. Ein wesentlicher Angriffspunkt für diese Kritik und die da-
mit verbundenen Projekte der Verfassungspolitik ist der Etatismus des mit den 
Mitteln der parlamentarischen Demokratie verwirklichten Wohlfahrtsstaates. 
Das Gesetz als Grundbegriff des demokratischen Staatsrechts ist jedenfalls in 
der Theorie gleichzusetzen mit dem Ausschluß einer selbständig wirksamen po-
litischen Freiheit außerhalb der demokratischen Institutionen. Die Rigorosität 
dieser Doktrin wird auf die Spitze getrieben in den Worten: »Der Gesetzge-
bungsstaat, die parlamentarische Demokratie, kennt keine Form von Legitimi-
tät außer der ihres Ursprungs. Da der jeweilige Beschluß der jeweiligen Mehr-
heit ihr und des Volkes Gesetz ist, besteht die Legitimität ihrer Staatsordnung 
allein in ihrer Legalität«. 4 4 
III. Die freie und offene politische Meinungs- und Willensbildung 
Die vielfältigen Erörterungen zu den Grenzen, an die die Leistungsfähigkeit des 
Mehrheitsprinzips und des Prinzips der parlamentarischen Repräsentation 
stößt oder zu stoßen scheint, kreisen mehr oder weniger explizit um die Grund-
frage der Staatlichkeit der Demokratie. Dort, wo Demokratie ohne weiteres auf 
ein umfassendes und ubiquitäres Mitbestimmungs- oder Selbstbestimmungs-
recht zurückgeführt wird, wird der Sache nach dieser Frage ausgewichen. Ein 
wesentlicher Grund dafür ist, daß die partizipatorische Definition der demokra-
tischen Idee Demokratie nicht als Ausdruck politischer Freiheit begreift, son-
dern als organisatorische Verwirklichung der individuellen Selbstbestimmung. 
Diese Betrachtungsweise gravitiert um eine abstrakte Freiheit, die nur ideolo-
gisch auf das Volk, den scheinbaren »Souverän« und König ohne Land, bezogen 
wird. 
Die demokratische Idee kann nur in der Demokratie als Staatsform politisch 
und verfassungsrechtlich wirksam werden. Dennoch enthält sie - und davon 
macht die Bewegung der fundamentaldemokratischen Partizipation Gebrauch -
43 Dieser Gesichtspunkt wirft über die Frage nach den Grenzen der Leistungsfähigkeit des Mehr-
heitsprinzips hinausgehende Probleme auf; siehe P. Henseler, Verfassungsrechtliche Aspekte 
zukunftsbelastender Parlamentsentscheidungen, AöR 108, 1983, S. 489. 
44 O. Kirchheimer, Legalität und Legitimität, 1932, in: ders., Politische Herrschaft, 1967, S. 7/13, 
in Abwehr der Diktaturgewalt des Reichspräsidenten. - Nicht anders aber G. Burdeau, La Dé-
mocratie, 1956, S. 26: Juridiquement, le pouvoir du peuple est tout entier inclus dans l'organe 
représentatif. 
202 
Die politische Freiheit in der Demokratie 
ein überschießendes programmatisch-utopisches Moment. Als Staatsidee und 
Staatsideal ist Demokratie nicht so sehr Prinzip einer etablierten Ordnung und 
ihrer Apologie, als ein Prinzip der Kritik und der Revisibilität von Ordnung und 
Herrschaft überhaupt. Für diese Basis- oder Graswurzel-Demokratie ist in jegli-
cher institutioneller Herrschaftsordnung eine mehr oder minder krasse »Partizi-
pationslücke« aufweisbar. Je weniger der einzelne in den demokratischen Wah-
len und in der parlamentarisch-parteienstaatlichen Volksvertretung den Akt sei-
ner Zustimmung wiedererkennt, desto mehr verlagert sich - den Verfassungs-
staat auflösend - das Partizipationsbedürfnis auf pluralistische oder fundamen-
taldemokratische Machtprozesse. Je starrer und etablierter die das Repräsenta-
tivsystem verwirklichenden Gruppen, Oligarchien und Apparate sind, desto 
deutlicher wird sich das auf Bewegung und Veränderung zielende Potential der 
demokratischen Idee außerhalb der repräsentativen Institutionen der parlamen-
tarischen Demokratie geltend machen und unter Umständen radikalisieren. 
Fundamentaldemokratische Bewegungen und Partizipationsdemokratie entzie-
hen durch identitäre und genossenschaftliche Forderungen und Verheißungen 
der staatlichen, sich in der parlamentarischen Volksvertretung verwirklichenden 
Form des politischen Prozesses - und besonders der parteienstaatlichen Politik 
und der »technokratischen« Verwaltungsstaatlichkeit wohlfahrtsstaatlicher 
Herrschaft - die Legitimität. Geht die Opposition auf das Volk über, verwan-
delt dieses sie »durch seine Eigenart in Revolution« (Chateaubriand). Die Auf-
gabe kann demnach nicht darin bestehen, die außerinstitutionelle Kraft der de-
mokratischen Idee durch plebiszitäre Gestaltungen möglichst wirksam den In-
stitutionen der parlamentarischen Demokratie entgegenzusetzen und damit den 
durch den Industrialismus geförderten Prozeß, der den homme situé an die Stel-
le des citoyen und den peuple réel an die Stelle der nation setzt,45 mit der Preis-
gabe der Garantien zu beantworten, die allein durch den verfassungsstaatlichen 
Parlamentarismus zu wahren sind. 
Das Bundesverfassungsgericht hat, Einsichten der Staatsrechtslehre, insbes. 
Rudolf Smends und seiner Schule aufgreifend, die Institutionen der parlamen-
tarischen Demokratie in den weitläufigen Zusammenhang eines politischen 
Prozesses der freien und offenen Meinungs- und Willensbildung eingefügt. Dar-
in äußert sich zuerst eine Betonung der demokratischen Funktion bestimmter 
Grundrechte, hauptsächlich der Meinungsfreiheit, der Pressefreiheit, der Frei-
heit des Rundfunks, der Versammlungsfreiheit und der Vereinigungsfreiheit. 
Der Schutzgehalt dieser Grundrechte wird der politischen Freiheit zugeordnet, 
soweit sie die Mitwirkung des einzelnen am politischen Prozeß oder die Funk-
tion der geschützten Einrichtungen oder Veranstaltungen für die Demokratie 
schützen. In dieser Auslegung kommt außerdem, korrespondierend zu der 
grundrechtlichen Freiheitsgarantie, die institutionelle (»konstituierende«) Bedeu-
45 G Burdeau, (Fn. 44), S. 19 f. 
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tung der Grundrechte für die Funktionsfâhigkeit der parlamentarischen Demo-
kratie zur Geltung. Bis zu der Brokdorf-Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts4 6 blieb es auch in dieser zweiten Dimension dabei, daß die in Frage 
kommenden Grundrechte im Hinblick auf die demokratischen Institutionen 
eine dienende Funktion behielten. 
Ohne die rechtlich gesicherte politische Freiheit des einzelnen und der Gruppen 
ist der von der demokratischen Verfassung intendierte Prozeß der freien und of-
fenen Meinungs- und Willensbildung nicht gewährleistet. 4 7 Das gilt sowohl für 
die Wahlen und Abstimmungen, also den formalisierten Prozeß demokratischer 
Legitimierung und Kontrolle, als auch für die diffusen und ohne Entscheidungs-
zwang verlaufenden Vorgänge der Meinungsbildung und Meinungsäußerung, 
der »öffentlichen Meinung« und der Medien und weiter für die Bereiche der or-
ganisierten Interessen, der verschiedenartigen Organisationsformen der Selbst-
verwaltung und der sonstigen Wirkungsfelder des Pluralismus. Hier, wo die Le-
bensluft der Demokratie gerade außerhalb des institutionellen Gehäuses der 
staatlichen Willensbildung wehen soll, tritt augenfälliger zu Tage, daß Demo-
kratie die politische Freiheit von jedermann in einer politisch verfaßten, aber 
freien Gesellschaft sein soll. Dies ist so ausgedrückt worden, daß es eine der 
wichtigsten »demokratischen Funktionen« der Grundrechte ist, die Freiheit und 
Offenheit des politischen Prozesses zu gewährleisten. 4 8 Das Ensemble der ein-
schlägigen Freiheitsgarantien schützt einen freien und offenen Lebensprozeß, 
an dem alle diesen Prozeß bejahenden Kräfte gleichwertig beteiligt sind. Diese 
Kräfte schaffen und tragen die politische, soziale und geistige Wirksamkeit des-
sen, was als »Staat« bezeichnet wird. 4 9 Weder dieser Prozeß selbst, noch die ihn 
bewegenden Kräfte konstituieren für sich allein die institutionelle und normati-
ve Ordnung der politischen Herrschaft des Staates. 
Es ist ein Schritt von großer Tragweite, wenn die Grundrechte der politischen 
Freiheit in Rücksicht auf die Bedeutung der durch sie geschützten Verhaltens-
weisen für den Prozeß der freien politischen Meinungs- und Willensbildung 
nicht nur als Freiheitsrechte mit konstitutiver Bedeutung für die Demokratie, 
sondern vielmehr als Rechte angesehen werden, die zu den unentbehrlichen 
»Funktionselementen eines demokratischen Gemeinwesens« gehören. 5 0 Das 
Bundesverfassungsgericht hat diese Eigenschaft in neuartiger Betonung dem 
»Recht des Bürgers, durch Ausübung der Versammlungsfreiheit aktiv am politi-
46 BVerfGE 69, 315. 
47 Hierzu und zum folgenden P. Badura, Die parlamentarische Demokratie, in: J. Isensee/ 
P. Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Bd. I, 1987, § 21. 
48 K. Hesse, Grundzüge, (Fn. 27), S. 58 ff., 63. 
49 K. Hesse, Freie Kirche im demokratischen Gemeinwesen, ZevKR 11, 1965, S. 337/355, 361. 
50 BVerfGE 69, 315/Leitsatz 1, (343 ff.). Dazu J. Ahr. Frowein, NJW 1985, S. 2376; V. Götz, 
DVB1. 1985, S. 1347; Chr. Gusy, JuS 1986, S. 608; W.-R. Schenke, JZ 1986, S. 35; H. Schnei-
der, DÖV 1985. S. 783. 
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sehen Meinungs- und Willensbildungsprozeß teilzunehmen« (Art. 8, ggf. auch 
Art . 5 Abs. 1 Satz 1 GG) , zuerkannt. Das Gericht spricht von dem »Ausdruck 
gemeinschaftlicher, auf Kommunikation angelegter Entfaltung« durch Ver-
sammlungen und Aufzüge und schützt diese Vorgänge damit verstärkt, obwohl 
hier »das argumentative Moment zurücktritt, welches die Ausübung der Mei-
nungsfreiheit in der Regel kennzeichnet«. Wenn die Gewährleistungen der Mei-
nungsfreiheit und der Versammlungsfreiheit nur auf die friedliche Auseinander-
setzung mit geistigen Mitteln angelegt sind, 5 1 geben sie kein Recht zur Anwen-
dung von Gewalt, können aber darüber hinaus auch nicht eine besondere Funk-
tion zugunsten der »physischen Wirkung« einzelner oder der Versammlung ins-
gesamt haben.5 2 Es erscheint widersprüchlich, das aktionistische Moment der 
Versammlungsfreiheit in deren demokratische Funktion der Teilnahme an der 
ständigen geistigen Auseinandersetzung und dem Kampf der Meinungen als 
»Lebenselement« der freiheitlichen Demokratie einzufügen und damit praktisch 
die kollektive und organisierte »körperliche Sichtbarmachung von Uberzeugun-
gen« zu begünstigen, dennoch aber die Versammlungsfreiheit als »unmittelbar-
sten Ausdruck der menschlichen Persönlichkeit« zu verstehen.53 Die Versamm-
lungen unter freiem Himmel, für die die Verfassung mit gutem Grund das Recht 
der Versammlungsfreiheit durch einen allgemeinen Gesetzesvorbehalt be-
schränkt hat, werden so nicht nur den sonstigen Versammlungen, die nach 
Art . 8 Abs. 1 G G ein stärkeres Recht genießen, sondern der in andersartiger 
Weise garantierten freien Meinungsäußerung gleichgestellt.54 Überdies wird mit 
der dem Grundsatz nach der »personalen« Grundrechtsdoktrin zugeordneten 
Versammlungsfreiheit der »Persönlichkeit« ein verfassungsrechtlich neuartiger 
politischer Wesenszug eingeschrieben. Der einzelne findet sich so als Teil eines 
»Vektors« im Kräfteparallelogramm der politischen Willensbildung wieder, für 
den das Grundrecht auch dahin sorgt, daß er »einigermaßen kräftig entwickelt« 
ist. 5 5 
Leitgedanke für die partizipatorische Stärkung der Versammlungsfreiheit ist 
eine Interpretation, die das Grundrecht fundamentaldemokratisch als kompen-
satorische Äußerungsform von Meinung, Kritik und Protest angesichts der eta-
blierten Kräfte, des Mehrheitsprinzips der repräsentativen Demokratie und der 
durch einen überlegenen bürokratischen Apparat verwalteten Staatsgewalt ver-
steht. Daß »der Demonstrant seine Meinung in physischer Präsenz, in voller Öf-
fentlichkeit und ohne Zwischenschaltung von Medien kundgibt«, also unmittel-
bar, unvermittelt und ursprünglich zu handeln scheint, gibt seiner Meinungs-
51 BGH NJW 1984, 1226/1229. 
52 Vgl. V. Götz, (Fn. 50), S. 1347. 
53 BVerfGE 69, 315 (344 f.). 
54 Siehe auch BVerfGE 69, 315 (348 f.), dazu V. Götz (Fn. 50), S. 1348. 
55 Vgl. BVerfGE 69, 315 (346). 
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kundgäbe danach eine spezifisch demokratische Funktion. Die »Inanspruch-
nahme der Versammlungsfreiheit für Demonstrationen« erscheint als eine Art 
Notrecht oder kleines Widerstandsrecht des sich »eher als ohnmächtig« erleben-
den Staatsbürgers, als seine einzig mögliche Teilhabechance im Hinblick auf 
den demokratischen Prozeß der Verbesserung oder Krit ik. Eine Formulierung 
Konrad Hesses zitierend, wird Versammlungen zugeschrieben, daß sie »ein 
Stück ursprünglich-ungebändigter unmittelbarer Demokratie« enthalten, »das 
geeignet ist, den politischen Betrieb vor Erstarrung in geschäftiger Routine zu 
bewahren«. Das Gericht hat sich nach dieser Richtschnur von der »stabilisieren-
den Funktion der Versammlungsfreiheit für das repräsentative System« über-
zeugen lassen.56 Im ganzen wird über die Brücke dieser verfassungspolitischen 
Erwägungen der Versammlungsfreiheit eine die als Grundrecht geschützte poli-
tische Freiheit überschreitende Bedeutung abgewonnen, die unvermeidlich in 
Konkurrenz zu den Willensbildungs- und Entscheidungsverfahren der institutio-
nellen Staatlichkeit der parlamentarischen Demokratie treten muß. In dieser 
Konkurrenz- und ggf. Korrekturwirkung wird nach dem partizipatorischen 
Staatsbild gerade der spezifische Sinn der Versammlungsfreiheit gesehen. In 
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zu der Frage, ob es verfassungsrecht-
lich zu beanstanden ist, daß »Sitzblockaden«, die vor militärischen Einrichtun-
gen stattfanden und sich gegen die Nachrüstung richteten, durch die Strafgerich-
te als (verwerfliche) Nötigung mit dem Mittel der Gewalt (§ 240 StGB) beurteilt 
wurden,5 7 wird erneut die Überlegung angestellt - hier unter dem Blickwinkel 
eines erlaubten oder unerlaubten »zivilen Ungehorsams« - , ob bestimmte de-
monstrative Handlungen als Korrektiv des notwendig unvollkommenen demo-
kratischen Willensbildungsprozesses in Betracht kommen. Es bestand dort je-
doch kein Anlaß auf diese Problematik näher einzugehen. 
Die Bedeutung der Versammlungsfreiheit für die politische Freiheit und für die 
freie und offene politische Meinungs- und Willensbildung in der Demokratie 
steht außer Frage. Der Auseinandersetzung bedarf es dazu, ob die Deutung der 
Versammlungsfreiheit als demokratisches Funktionsgrundrecht nicht den Bo-
den der grundrechtlichen Freiheit verläßt und sich als eine Beschränkung der 
parlamentarischen Demokratie erweist, die auf weitere Sicht eine Schwächung 
des demokratischen Verfassungsstaates bedeutet. Eine weitere, hier nicht zu 
verfolgende Frage ist es, ob es mit den Mitteln verfassungsrechtlicher Argumen-
tation und Begründung gerechtfertigt werden kann, den für Versammlungen un-
ter freiem Himmel ausdrücklich vorgesehenen Vorbehalt, daß das Recht der 
Versammlungsfreiheit durch Gesetz oder aufgrund Gesetzes beschränkt werden 
56 BVerfGE 69, 315 (345 ff.). 
57 BVerfGE 73, 206 [250 f.]; dazu Chr. Starck, F .A.Z. , 3. 1. 1986, S. 9. Siehe auch W. Brohm, 
JuS 1985, S. 501, sowie R. Fritz, in dieser Festschrift. 
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kann, im Sinne eines qualifizierten Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes restriktiv 
auszulegen. 
Fundamentaldemokratische Vorstellungen beziehen ihre Uberzeugungskraft zu 
einem Teil aus dem Pathos der Unmittelbarkeit und Ursprünglichkeit, das den 
demonstrativen Meinungsbekundungen und Handlungen zuzukommen scheint 
und vielfach bei vielen Teilnehmern auch tatsächlich eigen ist. Eine rechtliche 
Beurteilung wird allerdings auf den Handlungs- und Wirkungszusammenhang 
im ganzen blicken müssen, durch den weniger der politisch aktive Einzelne als 
diejenigen Gruppen ins Auge fallen, die in Demonstrationen und Kundgebungen 
ein geeignetes Werkzeug außerinstitutioneller Aktion finden und in der Regel 
die Veranstaltung einer Demonstration organisatorisch ermöglichen. 5 8 Die 
»Unmittelbarkeit« der Partizipation zeigt sich in Wahrheit als nur eine andere 
Art der Mediatisierung; auf diese fundamentaldemokratische Mittelbarkeit der 
politischen Freiheit müßte sich die Erörterung richten. 
58 Die Hinweise des Bundesverfassungsgerichts zur Ausführung des Versammlungsgesetzes, zur 
»demonstrationsfreundlichen Kooperation« und zur Konsistenz von »Großdemonstrationen« 
(BVerfGE 69, 315 (354 ff.)) verschließen sich der Realität der »von Gruppen getragenen De-
monstration« nicht. 
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Theologie und Religionspädagogik, Präsidium des Dt. Ev. Kirchentages 
Owen M . Fiss, geb. 24. 2. 1938, M A , L L . B . , Alexander M . Bickel Professor of 
Public Law, Yale University, New Haven, U S A 
Roland Fritz, geb. 2. 12. 1947, Dr. jur., Vorsitzender Richter am V G Gießen; 
frühere Tätigkeit: Wissenschaftlicher Mitarbeiter beim BVerfG (Dez. B V R Dr. 
Simon) von 10/1982-7/1986 
Rudolf Gerhardt, geb. 21.4. 1937, Dr. jur., o. Professor für Journalistik, Mainz; 
frühere Tätigkeiten: Fernseh- und Zeitungskorrespondent 
Helmut Gollwitzer, geb. 29. 12. 1908, Dr. theol., D. , D.D. , o. Professor für 
Theologie em., frühere Tätigkeiten: Pfarrer, Universitätsprofessor 
Ulrich Hambuchen, geb. 2. 1. 1949, Dr. jur., Richter am S G , zur Zeit: L S G für 
das Land Nordrhein-Westfalen; frühere Tätigkeiten: Rechtsanwalt, Wissen-
schaftlicher Mitarbeiter beim BVerfG von 6/1984-5/1987 
Johann Friedrich Henschel, geb. 10. 6. 1931, Dr. jur., Prof., Richter des BVerfG 
(Erster Senat); frühere Tätigkeiten: Rechtsanwalt und Notar, Rechtsanwalt 
beim B G H 
Roman Herzog, geb. 5. 4. 1934, Dr. jur., Prof., Vizepräsident des BVerfG (Vor-
sitzender des Ersten Senats); frühere Tätigkeiten: Universitätsprofessor, Min i -
ster 
Hermann Heußner, geb. 2. 3. 1926, Dr. jur., Prof., Richter des BVerfG (Erster 
Senat); frühere Tätigkeiten: Richter in der Ziv i l - und Sozialgerichtsbarkeit, 
Vorsitzender Richter am B S G 
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Meinhard Hilf, geb. 11. 12. 1938, Dr. jur., o. Professor für öffentliches Recht, 
Europa- und Völkerrecht, Bielefeld; frühere Tätigkeiten: Wissenschaftlicher 
Referent am Max-Planck-Institut für Ausländisches Recht und Völkerrecht, 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter beim BVerfG (Dez. B V R Dr. Simon) von 
2/1973-8/1973, Mitglied des Juristischen Dienstes der Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften 
Wolfgang Hoffmann-Riem, geb. 4. 3. 1940, Dr. jur., L L . M . , o. Professor für 
öffentliches Recht und Verwaltungswissenschaft, Hamburg, Direktor des 
Hans-Bredow-Inst. f. Rundfunk und Fernsehen; frühere Tätigkeit: Rechtsan-
walt 
Wolfgang Huber, geb. 12. 8. 1942, Dr. theol., o. Professor für Systematische 
Theologie (Sozialethik), Heidelberg; frühere Tätigkeiten: Stellvertretender Lei -
ter der Forschungsstätte der Ev. Studiengemeinschaft, Heidelberg, Professor 
für Sozialethik, Marburg, Präsident des Dt. Ev. Kirchentages 1983-1985 
Dietrich Edgar Katzenstein, geb. 19. 3. 1923, Dr. jur., Prof., Richter des 
BVerfG (Erster Senat) 
Kurt Keilholz, geb. 10. 7. 1916, Dr. jur., Dipl . rer. pol.; frühere Tätigkeit: Vor-
sitzender Richter am O L G Düsseldorf 
Gerda Krüger-Nieland, geb. 22. 2. 1910, Dr. jur.; frühere Tätigkeit: Vorsitzende 
Richterin am B G H (I. Zivilsenat) 
Rolf Lamprecht, geb. 12. 10. 1930, SPIEGEL-Korrespondent bei den Bundes-
gerichten in Karlsruhe 
Manfred Linz, geb. 13. 3. 1927, Dr. theol., Redakteur beim W D R 
Bernfried von Löbbecke, geb. 15. 6. 1943, Dr. jur., Vorsitzender Richter am L G 
Mannheim; frühere Tätigkeiten: Wissenschaftlicher Assistent (Universität), 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter beim BVerfG (Dez. B V R Dr. Simon) von 
91980-8/1983 
Jirgen Lüthje, geb. 30. 9. 1941, Dr. jur., Kanzler der Universität Oldenburg; 
fiühere Tätigkeiten: Wissenschaftlicher Angestellter im Bundesministerium f. 
Bildung und Wissenschaft, Justitiar der Ruhr-Universität Bochum 
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Ernst Gottfried Mahrenholz, geb. 18.6. 1929, Dr. jur., Richter des BVerfG 
(Zweiter Senat); frühere Tätigkeiten: Minister, Präsidium des Dt. Ev. Kirchen-
tages 
Gisela Niemeyer, geb. 25. 9. 1923, Dr. jur., Richterin des BVerfG (Erster Se-
nat); frühere Tätigkeiten: Richterin am B F H , Präsidentin des F G Düsseldorf 
Heide M . Pfarr, geb. 12. 10. 1944, Dr. jur., o. Professorin für Bürgerliches 
Recht und Arbeitsrecht, Hamburg; frühere Tätigkeit: Vizepräsidentin d. Uni-
versität Hamburg 
Ulrich K. Preuß, geb. 6. 12. 1939, Dr. jur., o. Professor für öffentliches Recht, 
Bremen; frühere Tätigkeiten: Rechtsanwalt, Beteiligung am Dt. Ev. Kirchentag 
Johannes Rau, geb. 16. 1. 1931, Dr. h. c , Ministerpräsident des Landes Nord 7 
rhein-Westfalen; frühere Tätigkeiten: Verlagsdirektor, Minister, Tätigkeit in 
Gremien des Dt. Ev. Kirchentages 
Martin Rohkrämer, geb. 29. 7. 1922, Dr. h. c , Pfarrer; Mitglied der Kirchlichen 
Bruderschaften Rheinland und im A K Kirchlicher Bruderschaften 
Joachim Rottmann, geb. 22. 10. 1925, Dr. jur., Prof., Rechtsanwalt; frühere Tä-
tigkeiten: Ministerialdirektor im B M I , Richter des BVerfG (Zweiter Senat) 
1971-1983 
Kurt Scharf, geb. 21. 10. 1902, D. Dr., D.D. , Pastor, Ehrenvorsitz ökumeni -
scher Rat Berlin/West u. Aktion Sühnezeichen/Friedensdienste; frühere Tätig-
keiten: Bischof, Mitglied der Synode der E K D 
Jürgen Schmude, geb. 9. 6. 1936, Dr. jur., Mitglied des Bundestages, Rechtsan-
walt, Präses der Synode der E K D ; frühere Tätigkeit: Bundesminister 
Franz Schneider, geb. 23. 1 1. 1928, Ltd. Bibliotheksdirektor beim BVerfG 
Hans-Peter Schneider, geb. 26. 11. 1937, Dr. jur., o. Professor für Staats- und 
Verwaltungsrecht, Hannover, Mitglied des Niedersächsischen Staatsgerichts-
hofs 
Gunnar Folke Schuppert, geb. 23. 5. 1943, Dr. jur., o. Professor für öffentliches 
Recht, Augsburg; frühere Tätigkeit: Wissenschaftlicher Mitarbeiter beim 
BVerfG (Dez. B V R Dr. Simon) von 8/1973-9/1976 
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Wolfgang Schweitzer, geb. 8. 7. 1916, Dr. theol., o. Professor für Systematische 
Theologie em., Bethel, Mitglied der Kirchlichen Bruderschaften 
Horst Sendler, geb. 17. 6. 1925, Dr. jur., Prof., Präsident des BVerwG 
Spiros Simitis, geb. 19. 10. 1934, Dr. jur., o. Professor für Bürgerliches Recht, 
Arbeitsrecht und Rechtsinformatik, Frankfurt, Hessischer Datenschutzbeauf-
tragter, Visiting Professor, Yale University, New Haven, U S A 
Dorothée Solle, geb. 30. 9. 1929, Dr. phil., Dr. habil., Dr. h. c , Schriftstellerin; 
frühere Tätigkeit: Professorin für Systematische Theologie, New York 
Erich Steffen, geb. 28. 5. 1930, Dr. jur., Vorsitzender Richter am B G H ; frühere 
Tätigkeit: Wissenschaftlicher Mitarbeiter beim BVerfG von 6/1969-11/1972 
Erwin Stein, geb. 7. 3. 1903, Dr. jur. utr., Prof., frühere Tätigkeiten: Staatsmi-
nister, Richter des BVerfG (Erster Senat) 1951-1971 
Heinz Eduard Tödt, geb. 4. 5. 1918, Dr. theol., o. Professor für Systematische 
Theologie em., Heidelberg, Mitglied der Forschungsstätte der Ev. Studienge-
meinschaft, Heidelberg, Beteiligung am Dt. Ev. Kirchentag 
Hans-Jochen Vogel, geb. 3. 2. 1926, Dr. jur., Vorsitzender der S P D und der 
SPD-Bundestagsfraktion; frühere Tätigkeiten: Oberbürgermeister, Bundesmi-
nister 
Georg Paul Wannagat, geb. 26. 6. 1916, Dr. jur. utr., Prof.; frühere Tätigkeiten: 
Präsident des Hess. L S G , Präsident des B S G 
Rudolf Wassermann, geb. 5. 1. 1925, Dr. jur. h. c , Präsident des O L G Braun-
schweig, Präsident des Landesjustizprüfungsamtes für Niedersachsen, Mitglied 
des Niedersächsischen Staatsgerichtshofs 
Gerhard Wissing, geb. 8. 9. 1934, Dr. jur., Präsident des S G Speyer; frühere Tä-
tigkeiten: Vorsitzender Richter am L G , Wissenschaftlicher Mitarbeiter beim 
BVerfG (Dez. B V R Dr. Simon) von 11/1973-9/1974, Regierungsvizepräsident 
Heinz Zahrnt, geb. 31. 5. 1915, Dr. theol., Schriftsteller; frühere Tätigkeiten: 
Theologischer Chefredakteur des »Deutschen Allgemeinen Sonntagsblatts«, 
Präsident des Dt. Ev. Kirchentages 1977-1979 
Wolfgang Zeidler, geb. 2. 9. 1924, Dr. jur., Prof., Präsident des BVerfG (Vorsit-
zender des Zweiten Senats); frühere Tätigkeit: Präsident des BVerwG 
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Stichwort- und Namensverzeichnis 
Abendland, christliches, 957 
Abgeordneter, 247 
Ablehnung von Richtern, 83 ff. 
Abtreibungsverbot, 793, 804, 827 
Achtungsanspruch, 1056 
K. Adenauer, 933, 936 
Advokatur, 665 ff. 
Affirmative Actions, 472 ff. 
Aggression, ästhetisch sozialisierte, 371 
K. Aland, 937 
Alexius, Patriarch, 931, 936, 940 
Alleinverdienerehe - Steuerrecht, 714 ff. 
Altes Testament, 1047 
Amtshilfe - Datenschutz, 239 f. 
E. Andler, 912 
Anlagengenehmigung, atomrechtliche, 569 ff. 
Annahme, 1065 
Anwaltschaft, 665 ff., 678 
Anwaltsschwemme, 678 
Anwaltsrecht, 665 ff. 
- politische Klausel, 673 f. 
- verfassungskonforme Auslegung, 675 
Apartheid, 284, 971, 1022 
Th. v. Aquin, 50 
Arbeitsförderungsgesetz, 829 ff. 
Arbeitslose, studierwillige, 829 ff. 
Arbeitslosengeld 
- Bundesverfassungsgericht, 829 f. 
- Ruhen des Anspruchs, 830 
- Teilzeitprivileg, 838 ff. 
- Verfügbarkeit, 832 ff. 
Arbeitslosengeld für Schüler und Studenten, 
829 ff. 
Arbeitslosenversicherung, 788, 855 
Arbeitslosigkeit, 1067 
Arbeitsteilung, internationale, 964 
Arbeitsverhältnis, 329 ff. 
- Befristung, 606 ff., 611 ff. 
- Betriebsrat, 340 ff., 357 f. 
- Funktion des Arbeitnehmers, 349 ff. 
- Gewerkschaft, 356 ff. 
- Kündigung, 329 ff., 338 f. 
- Meinungsfreiheit, 329 ff., 347 ff. 
- öffentliche Kritik am . . ., 338 ff., 349 ff. 
- Tendenzprivileg, 336, 349 
- Treueverhältnis, 332 ff. 
- Veröffentlichung der Arbeitsbeziehungen, 
345 ff. 
- wissenschaftlicher Mitarbeiter, 603 ff. 
Arbeitswelt, frauengerechte, 454 
Aristophanes, 366 
Armenfürsorge, 776 f., 874 ff. 
Armut, 453, 971 ff. 
Asylpolitik, 1022, 1024, 1029, 1041 
Asymmetrien 
- gesellschaftliche, 745, 827, 963, 966 f. 
- öffentlicher Diskussion, 305 
Atombewaffnungsdebatte, 1002 
Atomenergie 
- Gefahren, 505 ff. 
- menschliche Unzulänglichkeit, 505 ff. 
- Restrisiko, Dunkelzifferwert, 515 
Atomgesetz, 553 ff. 
Atomrecht 
- Beurteilungsspielraum, 539, 645 ff. 
- Drittschutz, 537 
- Gefahrenabwehr und Risikovorsorge, 
535 f. 
Grundrechte, 519 ff. 
- Minimierung des Restrisikos, 515, 546 
Aufklärung, Zeitalter, 264 ff. 
Augsburger Religionsfriede, 661 
Augustinus, 913, 1032 
Ausbeutung, 962, 1065 
Ausbildungsplätze - Quotenregelungen, 
478 f. 
Ausländerpolitik, 1029, 1041 
Auslegung, verfassungskonforme, 143, 675 
Autorität, Kirche, 957 
Barmer Theologische Erklärung, 44, 47 f., 
594, 913, 914, 995 ff., 1033, 1045 
K. Barth, 52, 53, 929, 995, 1000, 1002,1019, 
1034 ff, 1045, 1047 
Basisdemokratie, 252 
Beamtenbewerber, Beurteilungsspielraum bei 
Einstellung, 656 ff 
Beckmann, 931 
Bedarfsbemessungsschema (Warenkorb), 
755, 760 f., 767 
Befangenheit, Bundesverfassungsrichter, 
81 ff 
Befruchtung, künstliche, 485 ff 
Beidverdienerehe, 464 
- Steuerrecht, 714 ff. 
Bekennende Kirche, 44,904 ff, 916, 921,929, 
1002, 1006, 1039 
Bekenntnissynode von Barmen, 905 
Bergpredigt, 983, 1011, 1049 
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Berufsfreiheit 
- befristete Arbeitsverhältnisse, 606 ff., 
611 ff. 
- Hochschulen, 599 ff. 
- Prüfungsintensität, 672 f. 
- Wissenschaftsfreiheit, 602 f. 
- Zulassung zur Rechtsanwaltschaft, 672 ff. 
Bestimmtheitsgebot, verfassungsrechtliches, 
399 f., 412, 422 
Beteiligungsrechte, bürgerschaftliche, 274 f. 
E. Bethge, 920 
Betriebsrat, 340 ff., 357 f. 
Beurteilungsspielraum, 142, 623 ff. 
- Atomrecht, 539, 645 ff. 
- gerichtliche Kontrolle, 623 ff. 
- Hochschulzulassungsrecht, 626 ff. 
- Prüfungsrecht, 635 ff. 
J. Beuys, 366 
Bibliotheksgroschen, 700 
M. Bic, 947 
Bildaufzeichnung, 696 
- Vermietung, 704 
Billig-Lohn-Länder, 963 
Bindungskraft von Kooperationsergebnissen, 
394 f. 
Bindungswirkung verfassungsgerichtlicher 
Entscheidungen, 424 ff. 
Bob Dylan-Fall, 706 
D. Bonhoeffer, 908, 919 ff., 1024, 1039, 
1041 f. 
Boris, Erzbischof, 930 
L. Brandeis, 295 
B. Brecht, 251, 869 
Brokdorf-Beschluß, 204, 406 ff. 
Brot und Spiele, 986 
Bruderräte, 905, 916 ff., 1011 
Bruderschaft, kirchliche, 946 ff. 
M. Buber, 1006 
E. Buckert, 943 
R. Bultmann, 1053 
Bund, deutscher, 153 
Bundesamt für Verfassungsschutz, 213, 
219 ff. 
Bundesnachrichtendienst, 213 ff. 
Bundesverfassungsgericht, 25 ff., 63 ff., 585 f. 
- Bindungswirkung seiner Entscheidungen, 
424 ff. 
- Dreierausschuß, Kammer, 64 
- Ersatzgesetzgeber, 64 
- Fernsehen, 63 
- Gerichtstage, 64 
- Gleichberechtigungsrechtsprechung, 455 ff. 
- Holzadler, 63 
- Journalisten, 63 
- Losentscheidung bei Vertretung, 89 
- mündliche Verhandlung, 63 ff. 
- Patt-Entscheidung, 410 f., 424 
- Politiker, 63 
- Senatsberatung, 30 f., 36, 37 
- Typisierung, 465 
Bundesverfassungsrichter, 63 ff. 
- Befangenheit, 29, 81 ff. 
- öffentliche Äußerungen, 33, 92 
J. Calvin, 985, 1032 
A. Carrocci, 366 
J. Chabada, 945 
Chaosangst, 278, 476, 721 
Christen 
- politische Verpflichtung, 22 f., 47 f. 
- politisches Engagement, 905, 920,929, 951, 
976 ff., 983 ff., 1007, 1022 f., 1067 
Christengemeinde - Bürgergemeinde, 999 ff. 
Christlicher Glaube, 43 ff., 56, 971, 983 
- Recht, 43 ff. 
Christologisches Defizit, 1010 
clear and present danger test, 278, 294 
communio sanctorum, 1037 
J. A. de Condorcet, 447 
consensus ecclesiae, 1037 
counter-insurgency-Taktik, 972 
J. Cymorek, 945 
Darmstädter Wort des Bruderrates, 1011 
Datenabrufverfahren, 232 
Datenaustausch, 231 
Datendirektzugriff, 231 
Datensammlung zu unbestimmten Zwecken, 
234 
Datenschutz, 231 ff. 
- Amtshilfe, 239 f. 
- Datenpool, 240 
- Grundrechtsbeschränkung, 234 
- informationelle Gewaltenteilung, 234 
- Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, 238 
- Zweckbindung, 231 ff, 238 
Datenverkehr, gesetzliche Regelung, 236 ff. 
- Sicherheitsbereich, 239 
- Zweckbindung, 231 ff, 238 
Datenvernetzung, 232 
G. Dehn, 909 
Demokratie, 43, 167 ff, 185, 243 ff 
- Denkschrift, 995 ff, 1015 ff 
- El Salvador, 974 
- Kirche, 1015 ff. 
- Legitimation, 167 ff. 
- Legitimität, 243 ff. 
- Mehrheitsprinzip, 43, 170 ff, 198,201,202, 
245, 252 f. 
- parlamentarische, 250 
- Partizipation, 243 ff. 
- politische Freiheit, 193 ff, 206 
1106 
Stichwort- und Namensverzeichnis 
- Grundrechte, 194, 197, 204 f. 
- Versammlungsfreiheit, 204 ff. 
- Repräsentation, 199, 243 ff. 
- unmittelbare, 259 
Demonstration/Demonstrationsfreiheit, 
379 ff., 403 ff. 
- Friedlichkeit, 389 
- Gegendemonstration, 392, 394 
- Gewalteinsatz, 389 
- »Gewaltfalle«, 390 
- Kooperation, 384 ff. 
- Pönalisierung, 398 
- polizeiliche Einsatzkonzepte, 391, 399 
- Versammlungen, atypische, 384 ff. 
- vertrauensbildende Maßnahmen, 399 
/. Deter, 481 
Deutsche Demokratische Republik, 912 ff., 
1024 
Deutscher Evangelischer Kirchentag, 23, 
39 ff., 1030 
Deutschland, geteilt, 156 
O. Dibelius, 903, 931, 934 
Dienstverhältnis 
- Befristung, 606 ff., 611 ff. 
- wissenschaftlicher Mitarbeiter, 603 ff. 
Diskriminierung 
- berufstätige Frau, 473 ff., 719 
- Frauen, 447 ff. 
- Sozialpakt 888 
H. von Dohnanyi, 920 
N. Doktussow, 939 
Doppelgebot der Liebe, 1052 
Ehe - Steuerrecht, 711 ff. 
Ehegatten - steuerrechtliche Begünstigung, 
713 
Ehegattenarbeitsverträge, 724 
Ehegattensplitting, 711 ff., 721 
H. Ehlers, 1039 
Eigengesetzlichkeit, 1052 
Eigenleistung des Versicherten, 858 
Eigentumsschutz 
- sozialrechtlicher Positionen, 847 ff. 
- Arbeitslosenversicherung, 855 
- Eigenleistung des Versicherten, 858 
- gesetzliche Krankenversicherung, 854 f. 
- gesetzliche Rentenversicheurng, 854, 858 
- gesetzliche Unfallversicherung, 854 
- Urheberrecht, 695 ff. 
Einkommensbesteuerung von Ehegatten, 
711 ff. 
Einschätzungsprärogative, Verwaltung, 623 
EKD, 952 ff., 1015 ff., 1027 ff. 
- Göttinger Rechtsgespräch, 49 
Ekklesiologie, 1027 
El Salvador, 971 ff. 
T. S. Eliot, 293 
Ellenbogengesellschaft 
- Gegenkultur, 454 
- s. Männer 
Emanzipationsgeschichte, 992 
Energieversorgung, 564, 567, 568, 569 
Engelmacher, 807, 827 
Entwicklungshilfe, 966 f. 
Erklärung der Menschenrechte, 865, 880 
K. Essen, 943 
Ethik, 56, 773 ff. 
- der Wandlung, 991 
Eurocontrol I-Beschluß, 735 
Europa, 951 ff. 
Europäische Menschenrechtskonvention, 734, 
741 
Europäische Sozialcharta, 878 
Europarecht, 727 ff. 
- Grundrechtsschutz, 731 ff. 
Evangelikaie, 1030 
Evangelische Kirche in Deutschland, 952 ff., 
1015 ff., 1027 ff. 
Evangelischer Kirchentag, 23, 39 ff., 1030 
Evangelium, 983 
Existenzminimum, 750, 761, 762, 765, 873 
Existenzsicherung, 745 
Expertokratie, 531, 532 
fairness-doctrine, 316 
Familie - Steuerrecht, 711 ff. 
Feindesliebe, 1053 
Fernfahrer - s. Ministerpräsident, Bayeri-
scher 
First Amendment, 291 ff. 
Flüchtlinge, 972 
Fly, 403 
Förderungszweck des Atomgesetzes, 561 ff., 
567 ff. 
Folgenberücksichtigung, richterliche, 113 ff. 
- Abwägung, 143 
- Arbeitsgerichtsbarkeit, 129 f., 140 f. 
- Begriff, 132 f. 
- Beratung, 114 
- Form- oder Verfahrensfehler, 125 f. 
- Fristüberschreitung bei Urteilsabfassung, 
124 f. 
- Generalklauseln, 139 ff. 
- Gesetzesvollzug, 141 
- Haftungsrecht, 120 f. 
- Herrenreiter-Fall, 128, 141, 143 
- Individualfolgen, 142 
- Konkurs-Beschluß, 128 f. 
- numerus clausus-Rechtsprechung, 123 f. 
- Offenheit der Begründung, 144 ff. 
- Richterrecht, 128 ff., 135 
- Schranken, 136 ff. 
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- Soraya-Beschluß, 128 f. 
- Strafrecht, 118 ff., 132 f., 143 
- teleologische Auslegung, 117 
- Verwaltungspraktikabilität, 126 
Folgenverantwortung, richterliche, 113 ff. 
Folter, 973 f. 
Forschungseinrichtungen, 599 ff. 
A. Frank, 369 
Frankfurter Erklärung, 1002 
Frauen, 437 ff., 447 ff. 
- Abkehr von Rollenerwartungen, 440, 454 
- Erwerbstätigkeit, 712 f., 719 f. 
- Förderungsmaßnahmen, 472 ff. 
- gewaltig, 481 
- Gleichberechtigung, 447 ff., 720, 724, 
738 f. 
- Gleichstellung, 437 ff., 447 ff. 
- Grundgesetz, 450 ff. 
- Küche, 468 
- Quotenregelungen, 475 ff. 
- Natur, 441 f., 468 f. 
- Recht, 1000 
- Schwangerschaftsabbruch, 791 ff. 
- Sklaven, 439 
- Sozialstaatsgebot, 447 ff. 
- steuerrechtliche Diskriminierung, 719 
- transitorische Unterschiede, 469, 480 
- veränderte gesellschaftliche Stellung, 454, 
808 
- Wahlrecht, 271, 450 
- Weimarer Reichsverfassung, 449 f. 
Frauenbewegung, 439, 447, 449 
Frauenquoten, 445 ff., 475 ff. 
Free Speech Tradition, 291 ff. 
Freie Advokatur-Entscheidung, 665 ff. 
Freiheit, 193 ff. 
- der Advokatur, 665 ff. 
- politische, 193 ff. 
- theologische Begründung, 998 
Frieden, 1029 
- Konzil, 1029, 1036 
Friedensdenkschrift, 1007 
Friedlichkeit - Demonstration, 389 
Fristenregelung, 793, 795 
Gefahrenabwehr, -Vorsorge, 561, 572 ff. 
Gegenseitigkeit, 1052 
Gemeinschaftsrecht, 728 ff. 
J. Gennrich, 944 
Gentechnologie, 485 ff. 
- Interessenkonflikte und Widerstände, 
490 f. 
- internationale Konsensbildung, 494 
- Regelungsvorschläge, 494 ff. 
- Selbstbeschränkung, 487 
- Verbote, 492 ff. 
Gentherapie, 502 
Gerechtigkeit, soziale, 454, 780, 827, 1055 
Gerichte - Gesetzgeber, 103 ff. 
Geschlechterrollen, 442, 468 
Gesetz, 202 
- unbestimmte Begriffe, 104 
- Vorbehalt des, 107 
- Vorrang des, 106 
Gesetzesauslegung, 104 
Gesetzespositivismus, 998 
Gesetzesvorbehalt, 107 f., 766 
Gesetzgeber - Gerichte, 103 ff. 
Gesetzgebungsmonopol, 104 
Gesetzmäßigkeit der Judikative, 106 
Gewalt 
- auswärtige, 890 
- rechtsstaatliche, 1002 
Gewalteinsatz - Demonstration, 389 
Gewaltenteilung, 105, 234 
- informationelle, 231 ff. 
Gewaltverhältnis, besonderes, 888 
Gewerkschaft, 356 ff. 
Gewissenskonflikte, 919 ff. 
Glaube, 56, 925, 993, 1061 ff. 
- Politik, 983 ff. 
- Verfolgung, 971 ff. 
Glaubens- und Bekenntnisfreiheit, 825 
Glaubens- und Gewissensfreiheit, 1054 
Gleichbehandlungsgesetz, 452, 473, 739 
- Beweislastregel, 452, 475 
- Einstellungsanspruch, 452, 474 
Gleichbehandlungsrichtlinie, 452 
Gleichberechtigung 
- Frauen, 71, 447 ff., 720, 724, 738 f. 
- Herstellung von . . ., 471 f. 
- Quotenregelungen, 445 ff., 475 ff. 
- Sozialstaatsgebot, 447 ff. 
- Kompensation erlittener Nachteile, 456, 
469, 472 ff. 
Gleichberechtigungsartikel 
- allgemeines Differenzierungsverbot, 457 f. 
- Formel erlaubter Differenzierung, 458 ff. 
- Geschichte, 450 f. 
Gleichberechtigungs-Urteil, 452, 457, 460 
Gleichheit, 1000 
Gleichnis 
- Jesus in der Wüste, 985 f. 
- Speisung der Menge, 986 
Gleichstellung 
- Frauen, 437 ff., 447 ff. 
- als Verfassungsauftrag, 471 f. 
R. von Gneist, 666 ff., 679 
Godesberger Programm, 584 
Göttinger Rechtsgespräch, 49 
H. Gollwitzer, 930 ff. 
M. Gorbatschow, 912 
Graswurzel-Demokratie, 203 
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E. Grauheding, 944 
Grenze, 1061 ff. 
G. Grosz, 369 
Großdemonstration, 384, 385 
Großvorhaben, umweltrelevante, 526 ff. 
H. Grüber, 912, 931, 936, 940 
Grundgesetz, Werteordnung, 163 ff. 
Grundrechte, 194, 197 
- Schutzobjekt, 209 
- soziale, 878 
- theologische Begründung, 998 
- WRV, 449 f., 997 
Grundrechtsschutz 
- Atomrecht, 519 ff. 
- Datenschutz, 231 ff. 
- dynamischer, 557, 574 
Grundrechtsverletzungen, Nachrichtendien-
ste, 218 ff., 228 
Grundwerte, christliche, 954 
Grundwertekommission, SPD, 486 
Ch. Guevara, 447 
H. Hahn, 936 
Halbfamilie, 721 
J. Hamel, 944 
J. Heartßeld (Helmut Herzfeld), 369 
G. W. F. Hegel, 268 f., 1064 
G. Heidtmann, 940 f. 
G. Heinemann, 908, 930 ff., 996 ff., 1039 
H. Held, 930 ff. 
Helsinki-Prozeß, 958 
Th. G. von Hippel, 448 
Th. Hobbes, 896 
Hochschulen 
- Arbeit an, 599 ff. 
- Personalstruktur, 618 ff. 
Hochschulzulassungsrecht, 123 f., 626 ff. 
Hoffnung, christliche, 991 
O. W. Holmes, 295, 348 
G. Homer, 95 
E. Honecker, 912 
J. Hromâdka, 944 
Hüter der Verfassung, 727 
K. Immer, 941 
In-vitro-Fertilisation, 497 f. 
Indikation, soziale, 806, 821 
Indikationsregelung, 793, 802 
Individualethik, 773 
Informalisierung des Rechts, 565 ff., 578 
Informationserhebung als Eingriff, 237 
Informationstechnologien, 232 
Informationsverarbeitung als Eingriff, 237 
Ingie, Bischof, 932 
Internationaler Pakt für wirtschaftliche, so-
zale und kulturelle Rechte, 880 ff. 
Irritation des ersten Blickes, 374, 378 
Irseer Entwurf, 584 
H.-J. Iwand, 930 ff., 1002 
G. Jacob, 905 
Th. Jefferson, 305 
Jeremias II, Patriarch, 938 
judicial self-restraint, 824 
Kaierrreich, deutsches, 154 
Kalkar-Beschluß, 513, 515, 534 f., 568, 574 
Kalter Krieg, 929 
/. Kant, 265, 296, 1056 
Kapazitätsrecht, 626 ff. 
Karikatur 
- Intimbereich, 376 
- Irritation des ersten Blickes, 374 
- politische, 359 ff. 
- Rechtswidrigkeitsurteil, 375 f. 
- Symbolik, 375 f. 
- Würdigung als Gesamtheit, 373 
Karl der Große, 151 
Kassandra, 899 
Katina, Bischof, 944 
Katzenstein, 403 
Kernbereichstheorie, 105 
Kernenergie, Nutzung der, 505 ff., 559 
J. Kiivit, 938 
Kinderbetreuungskosten - Steuerrecht, 719 
Kinderfreibeträge, 718 
Kindergeld, 718 
Kirche, 1027 ff. 
- alt-katholische, 1027 
- Begriff, 1031 ff. 
- DDR, 913 ff. 
- Demokratie, 995 ff., 1015 ff. 
- El Salvador, 971 ff. 
- evangelische, 801, 903 ff. 
- Nationalsozialismus, 904 ff. 
- Weimarer Republik, 915 ff. 
- evangelisch-methodistische, 1027 
- Heuchler, 1032 f. 
- katholische, 801, 1027 
- Konversion, 978 
- Ostkontakte, 929 ff. 
- Recht, 903 ff. 
- von England, 1027 
- Widerstand, 903 ff. 
- Wort, 1032 
Kirchenkampf, 908 
Kirchenmusik-Urteil, 698 
Kirchentag, Deutscher Evangelischer, 23, 
39 ff.. 1030 
Kirchliche Äußerungen, 1040 
Kirchliche Gruppen, informelle, 1027 ff. 
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Klärungs- und Identifikationsprozeß, 366 
Königsherrschaft Christi, 985, 1003 
Kommunikation, gelungene, 386 
Kommunistischer Staat, 1005 
Kompensation, sozialstaatlich motiviert, 
472 ff. 
Konferenz Europäischer Kirchen, 955 f. 
Konfliktspirale, 390 
Konkurrenzsituation, 891 ff. 
Konsens, ethischer, 774 
Konzil des Friedens, 1029, 1036 
Konziliarer Prozeß, 958 
Kooperation 
- Bindungskraft, 394 f. 
- faktische Ungleichgewichte, 393 
- Groß-Demonstration, 391 f., 394 
Kooperationsobliegenheit, 383, 393 
Kooperationsprinzip, 379 
Kooperationsverfahren, 392 
K. Krämer, 941 
Krankenversicherung, gesetzliche, 818, 854 f. 
- Schwangerschaftsabbrüche, 791 ff., 817 
K. Kraus, 67, 363 
W. Kreck, 944 
Kreuzestheologie, 992 
Kritikfreiheit, 265, 297, 338 ff., 359 ff. 
H. Krüger, 944 
Künstliche Befruchtung, 485 ff. 
H. Kunst, 939 
Kunstfreiheit, 273, 359 ff. 
- Aggression, ästhetisch sozialisierte, 371 
- Ehrenschutz, 359 ff., 373 
- Klärungs- und Identifikationsprozeß, 366 
- politische Karikatur und Satire, 359 ff. 
- Tatsachenbehauptung in Karikatur und Sa-
tire, 373 
- Wirklichkeitserfahrung, 365, 371, 373 
- Zerrspiegel als Argumentationsbasis, 372 
- Zusammenwirken von Form und Inhalt, 
371 
F. Lang, 940 
Leben 
- Grenzen, 1061 ff. 
Lebensgarantie, 505 ff. 
- Güterabwägung, 513 
Lebensqualität, 789 f. 
Lebensrechtsgruppen, 802 
Legalitätsprinzip, 397 
Legitimation von Herrschaft, 167 ff. 
Legitimität, 243 ff. 
- Legalität, 202, 913 
Leihmutterschaft, 498 f. 
Leistungsprinzip - Männerquoten, 477 
Leistungsschutzrecht 
- ausländische Künstler, 706 
- ausübende Künstler, 701 
Liebe 
- Macht der, 983 ff. 
- Recht, 783, 1045 ff 
H. Lilje, 936 
Lima-Texte, 1028 
K. Llewellyn, 293 
Lohnabstandsklausel, 754, 761 
Lohngleichheitsrichtlinie, 452 
G. Lucilius, 366 
P. Ludwigs, 369 
Lüth-Entscheidung, 360, 404 
N. Luhmann, 554 
M. Luther, 44, 52, 54, 60, 66, 913, 987 ff, 
1007, 1031, 1046, 1064 
Machtproblem, 390 f., 392 
Männer, 438, 448, 476 
- Versagen, 438, 453 
Männerfragen, s. Frauen 
Männerquoten, 476 
- Leistungsprinzip, 477 
marketplace of ideas, 306 
K. Marx, 200, 269 f. 
Massenvernichtungswaffen, 1002 
Mehrheitsprinzip, 170 ff, 198, 201, 202, 245, 
252 f. 
- Grenzen, 509, 516, 517 
- Irreversible Entscheidungen, 587 f. 
- Repräsentation, 199 
- Unabstimmbares, 252 f., 509, 516 
Mehrpoligkeit von Konflikten, 394 
Meinung 
- Erkenntnis, 32, 303 
- Toleranz, 36, 794 
Meinungsfreiheit, 275 f., 291 ff, 329 ff, 
347 ff, 585, 687 
- Funktion des Arbeitnehmers, 349 ff. 
- Gefahren, s. Meinung 
- im Arbeitsverhältnis, 329 ff. 
- klassischer Liberalismus, 309 
- öffentliche Kritik am Arbeitsverhältnis, 
338 ff, 349 ff 
- öffentlicher Dienst, 350 f. 
- Plakette, 353 
- s. Redefreiheit 
- struktureller Ansatz, 291 ff. 
- Verbot der Inhaltskontrolle, 295, 301 
- Veröffentlichung der Arbeitsbeziehungen, 
345 ff. 
Meinungskundgabe, kollektive, 406 
Ph. Melanchthon, 1032 
Menetekel, 505 
Menschenexperimente, 503 
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Menschenrechte, 865 ff., 961, 971 ff. 
Menschenrechtserklärung, 865, 880, 911 
Menschrechtskommission, 886 
Menschenrechtskonvention, 870 
Menschenwürde, 454, 748, 750 f., 760, 761, 
873, 999, 1008, 1022, 1056 
E. Menz, 943 
Mephisto-Beschluß, 363, 365 
Messianismus, 985 
J. Michalko, 944 
Militärischer Abschirmdienst, 213, 218 f. 
Ministerpräsident, Bayerischer, 22 
M. Milzenheim, 912 
Mobilität, 991 
H. Mochalski, 937 
Montesquieu, 104 
C. Moreau (Carl Meffert), 367, 369 
Mülheim-Kärlich-Beschluß, 513, 550, 575 
Mütter des Grundgesetzes, 71, 450 
Mütterkomitee - El Salvador, 976 
Multinationale Konzerne, 964 
Musikpiraterie, 706 
Nach'richtendienste, 209 ff. 
- Auslandsaufklärung, 214 ff. 
- Befugnisse, 220 f., 225 f., 525 
- Freie Nachrichten, 215 
- Grundrechtsverletzungen, 218 ff., 228 
- Nachrichtensammelstellen, 220 ff. 
- Notwendigkeit gesetzlicher Regelung, 225 
- ohne Exekutivbefugnisse, 221, 224 
- Selbstverständnis, 227 f. 
- Spionage, Strafbarkeit der Spionage, 215 
- Spionageabwehr, 217 
Nachrüstungsurteil, 737 
Nacht, finst're, 40 
F. Nadig, 71, 450 
Nahrung, Recht auf, 868 f., 873 ff. 
Nationalsozialismus, 44,904 ff., 919 ff., 1011 
- Positivismuskritik, 45 ff. 
Naturunrecht, 55 
Naturrecht, 50 f., 56 ff., 1004 
Neokolonialismus, 962 
Neue Armut, 745 
Neues Testament, 1048 
R. Siebuhr, 1000 
M. Niemöller, 909 f., 930 ff., 1002, 1011 
W. Niesei, 905, 930 ff. 
Nikolaus, Metropolit, 931, 939 
no-content-regulation rule, 300 
Nötigung, 
- strafrechtliche, 411 ff., 428 ff. 
- Gewaltbegriff, 413 
- Strafzumessung, 433 
- Verwerflichkeitsklausel, 412, 431 ff. 
Normen, technische, 577 ff. 
Notlagenindikation, 808, 824 
Novalis (F. L. Freiherr von Hardenberg), 956 
J. K. Nyerere, 868 
Obrigkeit, 1016 
Obrigkeitsstaat, 584, 996 f., 1005, 1012 
öffentlicher Dienst 
- Beamtenbewerber, 656 ff. 
- EG-Angehörige, 739 
- Hochschulen, 603 ff. 
- Meinungsfreiheit, 350 f. 
Öffentlichkeit, 68 f., 261 ff., 532 f. 
- Asymmetrien, 305 
- Kritik am Arbeitsverhältnis, 338 ff., 349 ff. 
- Qualität öffentlicher Auseinandersetzung, 
303, 313 
- Volkssouveränität, 271, 279 
Öffentlichkeitsbeteiligung, 274 
Ökologie, 1029 
Ökumene, 951 f. 
Ökumenischer Rat der Kirchen, 1028 
K.-J. Onnasch, 937 
Operation Phoenix, 972 
Opfer 
- Frauen, 442 
- Männer, 442 
Opportunitätsprinzip, 395, 397 
Opposition, 249, 259 
Organisation und Verfahren, 381 
Orthodoxe Kirche, 930 ff. 
C. v. Ossietzky, 21, 599 
Ostdenkschrift, 1007, 1023, 1040 
H. Oster, 920 
Ostkontakte - Kirche, 929 ff. 
Papsttum, 152 
Parallelstrukturen, kirchliche, 1030 
L. Parijskij. 940 
Parlament, 110, 246, 255 
- Enquetekommission, 256 
- Hearing, 256 
Parlamentarischer Rat, 73, 450 
Parlamentarismus, 198 ff. 
Parlamentsauflösung, 251 
Parteiendemokratie, 247 ff. 
Partizipation, 201, 203, 205, 207, 243 ff., 
274 f. 
- Versamlungsfreiheit, 204 ff. 
Patriarchalismus, 997 
Paulus, 60, 990 
Pauschalregelungen - Urheberrecht, 709 
W. Freiherr von Pechmann, 908 
Persönlichkeitsschutz, 359 ff., 706 
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- Kunstfreiheit, 359 ff. 
- sozialer Wert- und Achtungsanspruch, 375 
Pfarrernotbund, 905, 916 
Pflicht/Verantwortung, 922 
Phantasie, 5, 329, 991 
W. Pieck, 912 
Plakette, 353 
Planungsfunktionen des Rechts, 565 ff., 
571 f. 
Piaton, Metropolit, 940 
J. Plojhar, 939 
Polen, 959 f. 
Politik 
- christliches Engagement, 983 
- Glaube, 983 ff. 
- Meinungsbildung, 202 ff. 
- notwendige Änderungen, 443, 453 
- Recht, 581 ff. 
- Religion, 989 
Polizei, Doppelfunktion, 397 
Polizeirecht, Verhältnis zum Versammlungs-
recht, 315 ff., 400 
Positivismus, 45 ff., 56 ff. 
Positivität des Rechts, 554, 555 
B. Pospisil, 945 
M. Pradervand, 945 
Pränatale Genomanalyse, 499 f. 
Privilegiengesellschaft, 1067 
Protest, 991 
- aufklärender, 403 ff. 
Protestantismus 
- politische Standortbestimmung, 1007 
- Rechtsfremdheit des, 44, 58 
Protestbewegung, 1021 
Prüfungsrecht, 635 ff. 
Quotenregelungen, 445 ff., 475 ff. 
- Ausbildungsplätze, 478 ff. 
- Männerquoten, 476 
Radikalen-Beschluß, 590, 656 
Rätemodell, 251 
Rätesystem, 200 
Recht 
- Begründung des, 45, 48 ff., 53, 57, 1003 ff. 
- das Unabstimmbare, 43, 509, 516 
- Ethik, 43 ff. 
- Kirche, 903 ff. 
- kompensatorisches, 205, 480 f. 
- Liebe, 783, 1045 ff. 
- Politik, 581 ff. 
- positives, 44 
- tauschförmiges, 381, 396 
- Theologie, 43 ff., 995 ff., 1015 ff., 1045 ff. 
- überpositives, 999 
- weltliches, 43 ff. 
- Zeit, 554, 555 f. 
- Zukunftsorientierung, 555 f. 
Recht auf Gesundheit, 887 
Recht auf Gewissensverwirklichung, 826 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung, 
233 
Recht auf körperliche Unversehrtheit, 505 ff 
Recht auf Leben, 505 ff., 876, 887, 1000 
Recht der Europäischen Gemeinschaften, 727 
Rechtfertigung, 998, 1045 
Rechts- und Freiheitsgeschichte, 999 
Rechtsanwalt 
- Organstellung, 672, 679 
- politische Treuepflicht, 666, 673 f. 
Rechtsbegriffe, unbestimmte, 539, 623 ff. 
Rechtsbegründung 
- christologische, 53, 1045 
- theologische, 1003 
Rechtsdenken, eschatologisches, 1003 ff. 
Rechtsethik, 1045 
Rechtsfortbildung, 105, 108, 135 f. 
Rechtsgeschichte, Bibel, 998 
Rechtsgrundsätze, materiale, 43, 45 ff., 55 
Rechtsidee, 47 
Rechtspflege 
- Öffentlichkeit, 68 
- Entpolitisierung der, 78 
Rechtsphilosophie, 45 ff. 
Rechtspositivismus, 1012 
Rechtsstaat, 178 ff., 190 f., 581, 584, 996 ff. 
- informaler, 381 
- Selektionsprinzip, 186 ff. 
Rechtsverzicht, 1057 
Redefreiheit, 291 ff. 
- Abwägung, 325 
- Demokratie, 305 
- Fairneß-Doktrin, 317 
- Knappheitsproblem 303 
- Marktplatz der Ideen, 307 
- Qualität öffentlicher Auseinandersetzung, 
303, 313 
- Rundfunkfreiheit, 301 ff. 
- Schutzgüter, 303, 313 
- Straßeneckenparadigma, 292 ff. 
Reformation, 977, 1033 
Regelsatz, 753 ff. 
- Maßgeblichkeit des Festlegungsverfahrens, 
765 ff. 
- Verordnung, 753 f. 
Reich, großdeutsches, 155 
Reich Gottes, 985 
Religion, 1052 
- Politik, 989 
Religionsfreiheit, 825 
Rentenalter-Beschluß, 455 ff., 477 ff. 
Rentenversicherung 
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- Eigentumsschutz, 854, 858 
- gesetzliche, 854, 858 
- sozialer Ausgleich, 778 
Repographie, 696 
Repräsentation, 243 ff., 285 
- parlamentarische, 199 
- Mehrheitsentscheidung, 199 
Reproduktionstechnologie, 485 ff. 
Resignation, 991 
Richter, 21, 25, 71 ff., 117 
- Befangenheitsantrag, 22, 81 ff. 
- Berufung der, 78 
- Meinungsfreiheit, 32, 81 ff. 
- politische Äußerungen, 81 ff. 
- politischer, 26, 78 
- Rechtsfortbildung, 105, 108, 135 f. 
- Unabhängigkeit, 79 
- Unparteilichkeit, 82, 84 
- verfassungsneutral, 77 
Richterbild, 71 ff. 
Richterliche Folgenberücksichtigung, 113 ff. 
Richterliche Hinweispflicht, 662 
Richterliches Prüfungsrecht, 44, 46 
Richterrecht, 128 ff., 135 
- dezionistisches Element, 146 
Richterwahlausschuß, Hessen, 75 
O. A. Romero, 972 
Rückwirkung-Gesetz, 701 
Rundfunkfreiheit, 280, 301 ff. 
W. Rupp-v. Brünneck, 33, 34, 187, 849 
Rußlandreisen, kirchliche, 929 ff. 
Sachkenntnis, 991 
Säkularisierung, 955 
Samariter, barmherziger, 984 
Satire 
- Intimbereich, 376 
- Irritation des ersten Blickes, 374 
- politische, 359 ff. 
- Rechtswidrigkeitsurteil, 375 f. 
- Symbolik, 375 f. 
- Würdigung als Gesamtheit, 373 
H Schaeder, 930, 936 
K Scharf, 1002 
W. Scherffig, 946 
F Schiller, 891 
Schmerz, 1061 ff. 
P Schneider, 908 
Schöpfungsordnung, 1046 
Schuldzusammenhang, 1065 
F Schulze, 370 
K Schumacher, 370 
Schutzpflichten, staatliche, 512 
S:hwangerschaftsabbruch auf Kranken-
schein, 791 ff. 
E Schwarzhaupt, 1039 
A. Schweitzer, 1062, 1068 
Schwertamt, 1001 f. 
Sehnsuchtsgruppen, 1029 
E. Seibert, 71 ff., 450 
Selbstbeschränkung, richterliche, 824 
Selbstbestimmung, 301, 382, 406, 469, 524 
- informationelle, 233 
Selbststeuerungsmechanismen, 380 
Selektionswirkung, Rechtsstaatsprinzip, 
186 ff. 
Skepsis, 991 
Sklavenhandel, 439, 964 f. 
Sicherheit, soziale, 780 
Sicherheitsphilosophie, 514, 575 
Sicherheitspolitik, 1023 
Situationsethik, 56 
Sitzblockade, 29, 82, 206, 914, 1021 
- Urteil, 410 ff. 
R. Smend, 203 
soap box - s. Redefreiheit 
Socorro Juridico, 976 
R. Sohm, 58, 1053 
Solange Ii-Beschluß, 727 ff. 
Solidarität, 787, 890, 964, 1065 
- kritische, 1051 
W. Sorin, 933 
J. Soucek, 944 
Sozialbindung - Urheberrecht, 697 
Soziale Dienste, 781 ff. 
Soziale Indikation, 806, 821 
Sozialethik, 773 ff. 
Sozialer Ausgleich, 778 
Soziales Entschädigungsrecht, 778 f. 
Sozialgesetzbuch, 773 
Sozialhilferecht, 745 ff., 789 
- einmalige Hilfen, 757 f. 
- laufende Hilfe zum Lebensunterhalt, 747, 
749 
- Menschenwürde, 748, 750 f., 760, 761 
- Regelsatz, 747 ff. 
- soziokulturelles Minimum, 750, 753, 762, 
763, 764 
Sozialhilfestatistik, 746 f. 
Sozialistengesetze, 668 
Sozialpakt, 881 
- Diskriminierungsverbot, 888 
Sozialprodukt, 790 
Sozialrecht, 773 ff., 791 ff., 829 ff., 847 ff. 
- Eigentumsschutz, 847 ff. 
- Schwangerschaftsabbruch, 791 ff. 
- Subsidiaritätsprinzip, 785, 876 
- Verrechtlichung, 785 
Sozialstaat, 187 ff., 447 ff., 750 f., 780, 873, 
1012 f. 
- Frauen, 447 ff. 
- Gleichberechtigungsrechtsprechung, 467, 
470 ff. 
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- Gleichstellung von Frauen und Männern, 
447 ff. 
- Kompensation von Nachteilen, 472 ff. 
- Quotenregelungen, 475 ff. 
- Rechtsstaatsprinzip, 190 f. 
Sozialversicherung, 786 ff. 
Soziokulturelles Minimum, 750, 753, 762, 
763, 764 
Spiegel-Entscheidung, 418 
Spiel, 891 ff. 
Splitting, 711 ff., 721 
Sprachlosigkeit, 329, 349, 536 
Staat 
- Aufgabe/Befugnis, 241 
- Existenzsicherung, 211 f. 
Staatsdenken, eschatologisches, 1003 ff. 
Staatsform, Demokratie, 167 ff., 196 f. 
Staatsgeheimnis, 273 
Staatsgerichtshof, Hessen, 75 
Staatsorgane, Selbstdarstellung, 69 
Staatssicherheitsdienst der DDR, 213 
K. Staeck, 366, 367, 376 
Standhalten, 95, 403, 447, 1065 
W. Stapel, 907 
Stationierung von ABC-Waffen, 914 
Statistikmodell, 756, 761, 764, 765 
Steuergerechtigkeit, 713, 722 
Steuerrecht 
- Erwerbstätigkeit von Frauen, 712 f. 
- Kinderbetreuungskosten, 719, 721 
Th. Storm, 113 f., 147 f. 
Stiftung »Mutter und Kind«, 799 
G. Stratenwerth, 931 
street corner paradigm, 292 ff. 
Streitbare Demokratie, 659 
Studienreferendardienst - EG-Angehörige, 
739 
Studierwillige Arbeitslose, 829 ff. 
Stuttgarter Schuldbekenntnis, 910, 930, 
1006 f., 1011, 1016 
Sünde, 50 f. 
Supreme Court, 291, 294, 354 
Symbolik, 375 
System, parlamentarisches, 249 
W. Talysin, 939, 940 
Taufe, 1049, 1069 
Tauschförmiges Recht, 381, 396 
Technik, 
- Begriff der, 554 f. 
- Revisionswiderstände der, 553 ff. 
Technikrecht, 488 f. 
- Normierungsdefizit, 528 
- Verwaltungsrichtlinien, 489 
Teilhaberechte, 873 
ternura, 481 
R. von Thadden, 944 
Theologie, 48 ff 
- Analogieschlüsse, 1051 
- Recht, 43 ff, 995 ff, 1015 ff, 1045 ff 
H. Thielicke, 934 
G. Thomas, 937 
Thora, 1048 f. 
Tod, 1062 ff 
Todesstrafe, 1002, 1005 
Toleranz, 36, 305, 801 
L. Tolstoi, 1053 
Tonaufzeichnung, 696 
- Vermietung, 704 
Transitorische Unterschiede, 469, 480 
Trinitätslehre, 48 f. 
Tschernobyl, 505 
K. Tucholsky, 362 
Tugenden, christliche, 991 
Tuma, 939 
G. Turs, 938, 942 
Typisierung, 465 
Ubergangsregelung, 863 
UN-Charta, 880 
Unabstimmbares, 252, 509 
Unbegrenztheit, 1061 
Unfallversicherung, gesetzliche, 854 
Ungeduld, 991 
Ungehorsam, 991 
- ziviler, 387 f., 411, 430, 1009 
Universitäten, s. Hochschulen 
Unterhaltsleistungen Geschiedener - Steuer-
recht, 718 
Urheberrecht 
- geistiges Eigentum, 695 ff. 
- Überwachung von Eingriffen, 709 
- Verbreitungsrecht, 704 
- Vergütungsfreiheit, 696, 703 
/. Varga, 945 
Verantwortung, 921 f., 926 f. 
- politische, 1020 
- Widerstand, 922 f. 
Verbreitungsrecht - Urheberrecht, 704 
Vereinigungsfreiheit, 235 
Vereinte Nationen, Menschenrechtskommis-
sion, 886 
Verfassungsbeschwerde, 95 ff. 
- Begründungspflicht, 96 
- Darlegungslast, 95 ff. 
- Subsidiarität, 95 
- Zulässigkeit, 95 ff. 
Verfassungsgebende Landesversammlung, 
Groß-Hessen, 73 
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Verfassungsgeschichte, deutsche, 151 ff. 
- Anrecht auf Nahrung, 776 f., 874 f. 
verfassungskonforme Auslegung, 143, 675 
Verfassungskonsens, 35 f. 
Verfassungsverständnis, dynamisches, 727, 
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Verfassungswirklichkeit, 1008 f. 
Verfolgung - Glaube, 971 ff. 
Vergütungsanspruch 
- Finanzinteressen der öffentlichen Hand, 
705, 708 
- Urheberrecht, 703 
Verhältnismäßigkeitsprinzip, 143, 183 f., 383, 
676 
Vernunft, 990 
Versammlungen 
- atypische, 384 ff. 
- Verhandlungsmacht bei, 396 
Versammlungsaufsicht, Befugnisse, 399 
Versammlungsfreiheit, 204 ff., 235, 237, 
275 f., 403 ff. 
- Behinderungen als sozial-adäquate Neben-
folge, 419 
- demokratisches Gemeinwesen, 406 
- Freiheit zur kollektiven Meinungskund-
gabe, 407 
- Friedlichkeitsgebot, 411 ff. 
- Rechtspositionen Dritter, 410 
- Schranken, 408 
- Selbstbestimmungsrecht, 406 
- Wechselwirkungslehre, 417 f. 
- Zwangseffekt, 421, 422 
Versammlungsrecht 
- Bestimmtheitsprinzip, 399 f. 
- Reformbedürftigkeit, 385, 393, 400 f. 
- Verhältnis zum Polizeirecht, 400 
Versorgungsausgleichs-Urteil, 857 f. 
Versuchsgesetze, 556 
Vertrauensschutz, 851, 861 ff. 
Verwaltung 
- Beurteilungsspielraum, 623 ff. 
- Effizienz, 524 
- Eigenständigkeit, 530 
- Fremdkontrolle, 525 
- Funktionsfähigkeit, 524 
- Kontrolldefizite, 552 
- Selbstkontrolle, Innenkontrolle, 525 
- Verantwortung, 530, 533, 548 
Verwaltungsgerichte, 519 ff. 
- Kontrolldichte, 539 
- Uberforderung, 543 
Verwerflichkeitsklausel 
- Berücksichtigung der Fernziele, 415, 431 
- Nötigung, 412, 431 ff. 
Verwertungsgesellschaft, 708 
Vielleicht-Beschluß, 735 
Völkergewohnheitsrecht, 889 
Völkermord, 888 
Völkerrecht, 873 ff. 
H. Vogel, 1002 
J. Voigt, 944 
Volk, 201 
Volksabstimmungen, 250 f., 256 
Volksenquête, 258 
Volksfreiheit, 198 ff. 
Volkssouveränität, 201, 246, 251, 254, 271 
- Öffentlichkeit, 261 ff. 
- Versammlungsfreiheit, 406 
Volksvertretung, Mehrheitsprinzip, 198, 201 
Volkszählungsgesetz, 231 
Vorbehalt des Gesetzes, 107 
Vorrang des Gesetzes, 106 
Wächteramt der Kirche, 1039 f., 1040 
Wahlempfehlung, kirchliche, 1024 
Wahrheit, 1037 
Warenkorb, 755 
Warenkorbmodell, 756, 764 
H. Weber, 71,450 
Wechselwirkungslehre - Versammlungsfrei-
heit, 417 f. 
Weimarer Reichsverfassung, 997 
- Gleichberechtigung von Frauen, 449 f. 
- Mehrheitsprinzip, 997 
Weimarer Republik, 155, 903, 1016 
- Kirche, 915 ff. 
F. Weißler, 908 
Weltverantwortung, 1039 
Weltwirtschaftssystem, 969 
Werbung, irreführende, 691 f. 
Wert- und Achtungsanspruch, 375 
H. Wessel, 71, 450 
Westfälischer Friede, 151 
Wettbewerbsrecht, 681 ff. 
- Demoskopie, 689 
- Durchschnittsverbraucher, 693 
- Fehlentwicklungen, 685 ff. 
- gemeinschaftsrechtskonforme Auslegung, 
688 ff. 
- irreführende Werbung, 691 f. 
- Meinungsäußerungsfreiheit, 686 ff. 
- mündiger Bürger, 681 ff. 
- Verbotsniveau, 683 ff. 
Widerstand 
- Gewissenskonflikte, 919 ff. 
- NS-Zeit, 903 ff., 919 ff. 
Widerstandshandlungen, 1020 
Widerstandsrecht, 44, 46, 57 
Wiener Kongreß, 153 
Wiener Vertragsrechtskonvention, 887 
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E. Wilm, 930 ff. 
Wirklichkeit, wirklichere, 366, 373, 925 
Wirtschaftsgemeinschaft, eheliche, 722 
Wirtschaftsordnung, 1067 
Wirtschaftssystem, europäisches, 962 
Wissenschaftlicher Nachwuchs 
- Arbeitsverhältnis, 603 ff. 
- Beschäftigungssituation, 616 ff. 
- Chancenlosigkeit, 600 
Wissenschaftsfreiheit, 599 ff. 
- Berufsfreiheit, 602 ff. 
E. Wolf, 53, 1054 
Wort, Gottes, 1032 
J. Wüsten, 370 
Th. Wurm, 906, 910 
Yale, 291, 329 
Zeit, 554, 555 f., 1066 
Zensur, 269 
Zentrales Verkehrsinformationssystem, 231 
Zerrspiegel als Argumentationsbasis, 372 
A. Ziak, 945 
G. A. Zinn, 76 
Zivilcourage, 991 
Ziviler Ungehorsam, 387 f., 411, 430, 1009 
Zukunftsorientierung des Rechts, 555 f. 
Zulassung zur Rechtsanwaltschaft, 665 ff. 
Zwangs- und Pflichtarbeit, 877 
Zwangskörperschaft, 812, 816 
Zwei-Drittel-Gesellschaft, 745 
Zwei-Drittel-Welt, 963, 966 f. 
Zwei-Reiche-Lehre, 44, 47, 54, 58, 983 ff., 
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Zwischenstaatliche Einrichtung, 728 
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